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Die Streikbewegung.
Das Berliner Gewerkſchaftshaus polizeilich geräumt!

Die Streikbewegung hat in Berlin und in der näheren
Umgebung weitere Kreiſe der Arbeiter erfaßt. Am Mitt-
woch abend hatte die Bewegung eine Stärke erlangt, daß
man faſt von einem allgemeinen Ausſtand reden kann.

Am Mittwoch nachmittag wurden die im Berliner Ge
werkſchaftshauſe untergebrachten Arbeiterinſtitute (General-
kommiſſion, Zentralarbeiterſekretariat und viele Einzel-
organiſationen) von der Mitteilung überraſcht, daß auf
Anordnung der Polizei das Haus geräumt werde.
Die Räumung wurde unter polizeilicher Ueberwachung voll
zogen. Wie wir hören, haben ſich eine Anzahl von Ge-eher die in verſchiedenen Abteilungen tätig waren, ge-

weigert, ihren Poſten zu verlaſſen und erklärt, ſie würden
nur der Gewalt weichen.

Verſchärft hat die Geſamtlage ferner der Umſtand, daß
vom Oberkommando in den Marken den von den Arbeitern
eingeſetzten Ausſchüſſen verboten iſt, „zu tagen“, was
natürlich auf das Verbot jeder Tätigkeit dieſer
Ausſchüſſe hinausläuft. Auch iſt den Streikenden prak-
tiſch jede Verſammlungsmöglichkeit genommen. Die Ver-
ſammlunggsfreiheit iſt ſo eingeengt, daß nur noch Betriebs-
verſammlungen abgehalten werden können.Gleichwoh legen die Streikenden nach wie vor ein Ver

halten an den 58 das nur als muſterhaft bezeichnetwerden kann. Sel ſt. die Regierung muß zugeben daß
keinerlei Störungen der er n Ordnu nſind. Aber in jenen m hmen manifeſtet ſich der Geiſt
derjenigen preußiſchen Kreiſe, die in S Deutſchland alsdie herrſchenden angeſehen werden. e eſige Bewegung

wäre nicht entſtanden wenn die Regierung dieſe Kreiſe
kräftiger desgvouiert hätte. Daß dies nicht in einem Maße
gelvet das allein geeignet geweſen wäre, die Arbeiter zu
eruhigen, hat die Bewegung entſtehen laſſen.

Die Scharfmacher jubeln und glauben ihre Stunde ge
kommen. Die Streiks in der Rüſtungsinduſtrie, die gegen
wärtig in Berlin und an einzelnen anderen Stellen im Reiche
im Gange ſind, werden von ihnen in der rückſichtsloſeſten
Weiſe ausgenutzt, um gegen die Neuordnung in Deutſchland
Sturm zu laufen. Jetzt ſehe man es, halten ſie der Regie
rung vor, wohin das ewige Nachgeben führe; jetzt räche ſich
die Politik des Herrn von Bethmann Hollweg. Unwahr ſei
alles, was die Regierung über die Treue der Arbeiter gegen
Deutſchland geſagt habe. Das unbegrenzte Vertrauen in die
politiſche Reife des deutſchen Polkes, von dem die Begrün-
dung der Wahlrechtsvorkage ſpreche, habe ſchmählich Schiffbrug gelitten. Nun müſſe ſich endlich die Regierung auf ihre

Macht beſinnen und ein für allemal mit den Streikdrohungen
aufräumen. Wenn dabei die Wahlrechtsvorlage und die Re
form des Koalitionsrechts mit in Trümmer geſchlagen wer
den könnten, wäre es dieſen Reaktionspolitikern gerade recht.

Die bürgerliche Preſſe zeigt gegenüber dieſem Treiben
wenig Widerſtandskraft. Die Kölniſche Zeitung z. B. gibt
zwar zu, daß die Propaganda der Vaterlandspartei und der

Wahlrechtsfeinde die Arbeiter gereizt hätte, aber das ſei
gegenüber dem feſten Willen der Regierung und der breiten
Maſſen des Bürgertums, einen ehrlichen Verſtändigungs-
frieden zu ſuchen und das gleiche Wahlrecht Geſetz werden
zu laſſen, doch nur eine ſehr mäßige Entſchuldigung. Wenn
die Arbeiter darauf verharrten, mißtrauiſch und feindſelig
allen Verſprechungen gegenüber zu bleiben, müſſe es ſich das
Bürgertum überlegen, ob es künftig noch in der bisherigen
Weiſe für das gleiche Wahlrecht kämpfen könne wie bisher.

u die Regierung ſcheint nicht abgeneigt, der Parole
zu folgen, daß ſie den Arbeitern einmal ihre Macht zeigen
müſſe. Alle Verſammlungen ſind verboten, die Streikleitung
iſt aufgelöſt und den gewählten Vertrauensmännern der
Streikenden wie den zugezogenen Reichstagsabgeordneten
verboten, irgendwelche weitere Tätigkeit für den Streik zu
entfalten. Dumme und niederträchtige Flugblätter, welche
Regierung und Heerführer mit den ekelhafteſten Schimpf-
worten überhäufen, geben den Behörden die bequemſte Hand
habe. zu ihren Maßregeln. Dabei liegt es auf der Hand, daß
dieſe anonymen Wiſche von niemanden autoriſiert ſind und
von der Maſſe der Arbeiterſchaft gar nicht beachtet werden.

Das Vorgehen der Regierung hat die überaus bedenk-
liche Folge, daß jede Möglichkeit fortfällt, die wild begonnenen
Ausſtände in geregelte Bahnen zu leiten und ſie raſch undordhungegeräß zu beenden. Es iſt ja niemand mehr da,
der die Parole zur Wiederaufnahme der Arbeit geben könnte.

Wir möchten deshalb der Regierung und den Militär
behörden dringlich nahelegen, den Weg der Verſtändigung im
Jnnern einzuſchlagen. Sie machen den Streikenden den Vor
wurf, daß dieſe vergeſſen hätten, in einem wie ſchweren Krieg
Deutſchland noch begriffen ſei; in ſolcher Zeit dürfe die Ar-
beit unter keinen Umſtänden eingeſtellt werden, dürfe der
innere Kampf nicht auf die Spitze getrieben werden. Es ma
in dieſem Augenblick dahingeſtellt bleiben, ob es wirkli
Arbeiter gibt, die nicht daran denken, daß England, Frank
reich und Amerika uns noch immer die demütigendſten Zu
mutungen ſtellen und dieſe mit Waffengewalt durchzuſetzen
bereit ſind. Aber jedenfalls darf die Regierung nicht ver
geſſen, daß wir im Krieg ſind und ihn nur durch einmütiges
Arbeiten gewinnen können. Sie darf ſich nicht zum Ge
fangenen der Scharfmacherſehnſucht machen, jetzt mit Hilfe
des Belagerungszuſtandes den Streikenden eine möglichſt
ſchwere Niederlage beizubringen.

Denn worin könnte dieſe beſtehen? Doch nur darin,
daß ohne Ordnung die einzelnen allmählich wieder in die
Fabriken zurückkehrten. Das würde ſich lange hinziehen und
keinerlei Gewähr für die Dauer des inneren Friedens geben:
bald hier, bald dort würden die Streiks von neuem auf-
fhackern. Desha'b ſollte die Regierung die Wege der Ver-
ſtändigung ſuchen, die auch heute noch offen ſtehen. Eine
ehrliche Ausſprache und klare unzweideutige Erklärungen
des ernſten und ehrlichen Friedens- und Wahlrechtswillens
könnten noch immer zu einem glatten Ablauf der Bewegung
führen. Nur damit wäre der Sicherung Deutſchlands gegen
die Gefahr von außen her gedient.

Ausſtands- Nachrichten.
Berlin, 31. Januar. Wie das Berliner Tageblatt

mitteilt, z die Parteileitung der ſozialdemokra-
tiſchen Partei den Bäckern, die ſchon in verſchiedenen
Berliner Vororten in den Ausſtand getreten waren, empfohlen,
wieder in ihre Betriebe zurückzukehren; die Bäcker

ben den Wunſch der Parteileitung ſogleich Folge geleiſtet.
on zuſtändiger Seite wird mitgeteilt, daß die Parteileitung der

ogialdemokratiſchen Partei eine neue Ausarbeitung der

e 7 n c Arbeiter ine t gGeſtern n utzleute in die Reftaurationsräume des Gewerkſ aftehen es ein und forderten die dort An

enden zum Verlaſſen des Lokals auf. Die dort verſammelten
Arbeiter räumten faſt ohne Widerſpruch die Reſtaurations
u e. Darauf wurde der Reſtaurationsbetrieb geſchloſſen. Der

utritt um Gewerk chaftshauſe, ſowie p. der re vor dem
werkſchaftshauſe iſt verboten und wird durch berittene Schutz

leute geſperrt gehalten.
Verlin, 31. Januar. Wie verlautet, ſuchten Vertreter der

beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen mit Abge-
ſandten d n Arbeiter e Unterredung

emit dem skanzler an nen. ſoll, ebenſo wievon ſeiten des Staatsſekretärs nnern, ein ablehnender
Beſcheid erteilt worden ſein.

Mannheim, 31. Januar. Der Streikbewegung ſind hierArbeiter e der Metallinduft beigetreten. Vie Arbeiter
und Arbeiterinnen der Fabrik Brown Bovi Cy. veranſtalteten
einen Zug d Marktplag, wo ein Redner für den annek-
tionsloſen Frie rach und mit einem Hoch auf den Frieden

oß. RNaechmittags 3 Uhr fand eine Tun ſtatt, in Fr
mitgeteilt wurde, daß die unabhängige und die ſozigidemokrati

die Führung Bewegung in die Hand genommen haben.
Oskar Geck war der er er korderte zur Ruhe

und Beſonnenheit auf. Die Verſammlung verlief ohne jeden
Zwiſchenfall.

Eſſen, 31. Januar. Ein Arbeiterausſchuß, beſtehend aus denVertretern der beiden ſozialdemokratiſchen Parteien und Ver-
trauensmännern der Arbeiterſchaſt, beabſichtigte, im Laufe des
geſtrigen Abends Richtlinien für das weitere Verhalten an
zugeben.

Kaſſel, 31. Jan. Eine Arbeiterverſammlung beſchloß geſtern,
den Streik l ſämtliche Rüſtungsbetriebe ausgehen zu laſſen.
Die hauptſächlichſten Betriebe, in denen geſtreikt wird, ſind die
Lokomotivenfabrik von Hentzſchel und die A.G. n für Optit
und Mechanik und einige Betriebe der Textilinduſtrie.

Barmen, 30. Januar. Der Arbeiterausſtand bewegt in
Wor mäßigen Grenzen. Nur wenige Betriebe ſind davon betroffen.
Die Ausſtändigen, etwa 5- 500 Arbeiter der Rüſtungsinduſtrie,
verhalten o urchweg ruhig, ſo daß es nirgends zu Störungen
gekommen iſt.

MNünchen, 30. Januar. Jn ſpäter Nachtſtunde wird bekannt daß
der Maſſenſtreik nach den erſten hier mißlungenen a
auch auf München übergegriffen hat. Die Arbeiter der großen Rü-
ſtungsbetriebe von Maſſei ſind mit der Nachtſchicht in den Ausſtand
getreten.

Hamburg, 30. Januar. Aus Anlaß des Streiks der Hamburger
Werftardeiter iſt von dem Stellvertretenden Generalkommando des
IX. Armeekorps der verſchärfte Kriegszuſtand über Ham-
burg, Altona und Wandsbeck verfügt worden. Eine V ung des Stell
vertretenden Oberkommandos beſagt, daß die Krieg ebe unter mi-
litäriſche Leitung geſtellt werden, und daß die Arbeiter, die bis zum
31. Januar nicht zur Arbeit erſcheinen, zum Heeresdienſt ein-
gezogen werden.

Streiks im Kriege.
Wenn bis tief in das vierte Kriegsjahr hinein Deutſchland

von größeren und allgemeinen Arbeitseinſtellungen verſchont
geblieben iſt, ſo liegt das ganz gewiß nicht an einer beſonders
umſichtigen Arbeiterfürſorge, deren wir uns zu erfreuen ge
habt hätten, ſondern an der feſten Ueberzeugung der deutſchen
Arbeiterklaſſe, daß ihre eigene Sache durch eine Niederlage
Deutſchlands auf das ſchwerſte geſchädigt werden würde. Die
deutſchen Arbeiter haben es daher an Opferwilligkeit wahrlich
nicht fehlen laſſen. Und nicht das kleinſte ihrer Opfer beſtand
darin, daß ſie während des Daſeinskampfes, den Deutſchland
zu führen hat, auf die Ausnützung ihrer wirtſchaftlichen Macht
mittel verzichteten und ſich mit den Ergebniſſen gütlicher
Vereinbarungen mit den Unternehmern zufrieden gaben. Die
Spannung zwiſchen dem auf dieſem Wege Erreichten und
den Anforderungen, die an ihre Arbeitskraft und an ihren
Geldbeutel geſtellt wurden, hat ſich indeſſen je länger deſto
mehr bis zu einem Grade geſteigert, daß jeder, dem die Lund die Stimmung unſrer Arbeiterſchaft nicht fremd bier
nur mit Beſorgnis in die Zukunft blicken konnte. So viet
darf geſagt werden: wäre in Friedenszeiten den Arbeitern
eine ſolche Summe von Leiſtungen und Entbehrungen zu
gemutet worden, wie jetzt in der Kriegszeit, die Ausſtände
hätten kein Ende genommen. Nun leben wir allerdings im
Kriege, im furchtbarſten, den die Welt geſehen hat, und er
ſchlägt dem ganzen Volk Wunden, nicht nur der Arbeiterklaſſe,
Der Unterſchied iſt nur: es gibt in den andern Bevölkerungs
klaſſen eine auffallend große Anzahl von Leuten, die, wenig-
ſtens dem äußeren Anſchein nach, noch genau ſo wie im
Frieden, manchmal vielleicht ſogar beſſer leben. Wir brauchen
heute nicht auf die Urſachen dieſer Erſcheinung hinzuweiſen.
Es ſind dieſelben Urſachen, die auf der andern Seite jene
oben erwähnte ung e igten. Es gab und gibt Heute
in großer Anzahl, denen rieg nicht eine Zeit allgemeiner
Opferwilligkeit für das große Ganze bedeutet, ſondern eine
ſkrupellos auszunützende Gelegenheit, ſich auf Koſten der All
gemeinheit zu bereichern. Und wenn die arbeitende Bevölke
rung, zu der wir ſelbſtverſtändlich auch den kleinen und mitt
leren Beamtenſtand ſowie die Mehrzahl der bleinen Gewerbe
treibenden rechnen, ſolche Beiſpiele täglich vor Augen ſieht,
dann kann es nicht ausbleiben, daß ihre Bereitwilligkeit, die
Härten der Kriegszeit ohne Murren zu tragen, einmal eine
Grenze findet.

Es iſt behauptet worden, auch die Arbeiterklaſſe profitiere
an den hohen Kriegsgewinnen. Rein zahlenmäßig ſind
natürlich auch die Arbeitslöhne geſtiegen. Daß dieſe Steige-
rung aber etwa dazu geführt hätte, daß nun die Arbeiter ſich
ebenſo nähren und kleiden könnten wie früher, das wird nie
mand behaupten wollen.

Die Demonſtrationen der letzten Tage, die in verſchiedenen
deutſchen Großſtädten ſtattfanden, waren der Ausdruck eines
Geſamtwillens, der anders ſich nicht mehr zu helfen wußte.
Es liegt nahe, an, eine Folgeerſcheinung des öſterreichiſchen
Maſſenausſtandes zu denken, der ſeinen direkten Anſtoß
bekanntlich von einer Verkürzung der Mehlration erhielt.
Man hat in manchen bürgerlichen Blättern Deutſchlands der
öſterreichiſchen Regierung ſchwere Vorwürfe gemacht, daß ſie
in einer politiſch ſo kritiſchen Zeit eine derartige verbitternde
Maßnahme traf. Aber ſtatt ſolche nachträglichen Belehrungen
nach Oeſterreich zu richten, hätte man beſſer bei uns in
Deutſchland acht geben ſollen, daß hier nicht ähnliche Streiche
verübt werden. Wir haben genug gewarnt! Und wenn in
den Verſammlungen der ausſtändigen Arbeiter die bürger-
liche Preſſe wegen ihrer Behandlung der Lebensmittelfragen
ſcharf kritiſiert wurde, ſo hat das gewiß ſeinen guten Grund
darin, daß die deutſchen Zeitungen zwar immer ſehr vieles
über Lebensmittelnöte und Arbeiterausſtände in England und
andern Ländern zu berichten haben, mit unſern eigenen Zu
ſtänden aber eine unangebrachte Schönfärberei treiben. Das
liegt nicht im Jntereſſe unſrer Landesverteidigung. Denn
dadurch wird nur das Vertrauen der Bevölkerung in die
Woahrheitsliebe der Preſſe erſchüttert. Wenn in deutſchen
Zeitungen fortgeſetzt nur von den Ernährungsſchwierigkeiten
im feindlichen Ausland und von den daraus entſtehenden
Streiks berichtet wird, dann iſt es begreiflich, das gleiche
Urſechen gleiche Wirkungen auslöſen.

Wir möchten der Hoffnung Ausdruck geben, daß die Be
wegung ſo ruhig und würdig, wie ſie begonnen, auch zu Ende
geführt wird. Nicht nur draußen an der Front, ſondern ebenſo
daheim im Wirtſchaftskampf behält zuletzt die Oberhand, wer
die beſten Nerven hat. Die ausſtändigen Arbeiter haben in
ihrer großen Maſſe bewieſen, daß ſie nicht nervös ſind.
Möge man nun ihr Vorgehen auch ohne jede Nervoſität be
urteilen. Allerdings, wenn es nach dem Willen der Deutſchen
Tageszeitung und ähnlicher Scharfmacherblätter ginge, dann
würde gegen die ausſtändigen Arbeiter mit Landesverrats-
prozeſſen, ſtatt mit ſachlicher Prüfung und eng r
Wünſche und Beſchwerden vorgegangen. Solche Ratſchläge
kann den verantwortlichen Behörden nur erteilen, wer jede
Herrſchaft über die eigenen Nerven und jedes Rechtsgefühl
gegenüber dem eigenen Volke verloren hat. Gerade die Wirt
ſchaftskreiſe, die hinter der alldeutſchen Preſſe ſtehen, ſollten
ſich geſpat ſein laſſen: Richtet nicht, auf daß ihr nicht gerichtet
werdet
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Die Ausſchußberatung der
Herrenhausvorlage

wurde am Mittwoch fortgeſetzt. Auf Antrag des r
wurde folgender S 1 a) eingefügt: „Als Mitglied des Herrenhauſes
iſt derjenige volljährige Agnat des Hauſes, der der Krone amnächſten nach errei h zu berufen.

8 v d an mFreikonſ i
1 ralen,

iven, Sozialdemokraten Polen vo den Konſervativen
und dem Zentrum dahin b ſſen, daß lebenslängliche Her
renhausmitglieder, de von König berufenen r
königl. und fürſtlich Hohenzekernſchen und die e

rufenen n in ſollen5 g 3 wurde die Zahl der auf entatien zu e Lebdens
länglichen von 60 auf 50 herabgeſetzt, und zwar 18 ſtatt 24) Vex
treter der Fürſten, Grafen und Herren, und 32 Vertreter der bis-
herigen erblichen Herrenhausmitglieder und derjenigen Geſchlechter, die

bisher das Präſentationsrecht hatten.
Bei S 4 Vertretung der Berufsſtände) beantragten die Konſer-

vativen die Einfügung von 36 Vertretern der Provinzial und Kreis
verwaltungen.

36 Mitglieder ſollen von den Landwirtſchaftskammern präſentiert
werden. Nach Erklärung der Regierungen wird dabei für ausreichende
Berückſichtigung der kleinen Beſitzer seſerg werden. National-
liberale und Fortſchrittker wünſchten geſetzliche Sicherung
der Kleinbeſitzvertretung, zumal die jetzigen Landwirtſchaſts
dammern dieſen nicht genügend vertreten.

e wirtſchaftliche Bedeutung des Großgrundbeſitzes hervor.
Man ging dann über zur Vertretung von Handel und Jn-

auſtrie. Die Kon'ervativen beantragen, 6 von den 36 Verttetern
dem Kleinhandel vorzubehalten, das Zentrum will je ein Drittel
dieſer 36 Vertreter von den Abteilungen der Jnduſtrie, des Groß
handels und des Kleinhandels präſentieren laſſen. Die Regierung teilte
mit, daß die Novelle zum Handelskammergeſetz noch in dieſer Woche
dem Landtag zugehen und daß in ihr dem Kleinbeſitz eine ganz be
ſtimmte Vertreterzahl geſichert ſein werde.

Es folgt die Beratung über die Vertretung des Handwerks. Die
Regierungsvorlage ſieht 12 Vertreter sdes Handwerks vor, ein
Nationalliberaler und ein Fortſchrittler treten für eine
Erhöhung der Vertreterzahl auf 36 ein. Handelsminiſter Dr.
Sydow meint, daß 12 Vertreter genügen könnten, um ſo mehr, als
ja genug Vertreter im Abgeordnetenhauſe ſitzen. Darauf folgt die
Beratung über die Vertretung des Haus und Grundbeſitzes.
Die Regierungsvorlage ſieht eine ſolche Vertretung nicht vor, die Kon
ſervativen beantragen 36, das Zentrum 24 Vertreter. Nach
dem ein Konſervativer für den Hausbeſitzerſtand eingetreten iſt, treten
ihm ein Sozialdemokrat und ein Volksparteiler mit der
Begründung entgegen, daß der Hausbeſiß nicht zu den Berufsſtänden
zu rechnen ſei, welcher Auffaſſung auch Miniſter Dr. Drewos beitritt.

Die Vertretung der Arbeiterſchaft.
In der Regierungsvorlage iſt eine ſolche nicht vorgeſehen. Das

ſozialdemokratiſche Mitglied begründet einen Antrag, wo-
nach 111 Arbeitnehmer in das Herrenhaus berufen werden ſollen, und
zwar ſolange es keine Arbeitskammern gibt, aus den Arbeitnehmer-
beiſitzern bei den Oberverſicherungsämtern. Er führt aus, daß die Ar
beiter mindeſtens dieſelbe Bedeutung für den Staat haben wie andere
Berufsſtände, und daß es ein ganz unhaltbarer Zuſtand ſei, ſie nicht
zu berückſichtigen. Daß es keine Arbeitskammern gibt, kann kein Hin-
derungsgrund ſein, denn das Arbeitskammergeſetz werde ja demnächſt
dem Reichstag unterbreitet werden, und es werde wahrſcheinlich noch
früher verabſchiedet werden, als die drei Landtagsvoriagen. In der
Hauptſache komme es ihm auf das Prinzip an. Aus dieſem Grunde
müſſe er ſich auch gegen den von konſervativer Seite ausgehenden Vor-
ſchlag wenden, wonach Arbeiter nur aus königlichem Vertrauen berufen
werden ſollen. Es könnte dann leicht dahinkommen, daß nur Mit-
glieder von gelben Organiſationen berufen werden, vrd das würden die
übrigen Arbeiter mit Recht als eine Herausforderung betrachten.

Ein Zentrumsredner begründet einen Antrag auf 36 Ar-
beitervertreter und erklärt, es wäre politiſch klüger geweſen, wenn die
Regierung ſelbſt Arbeitervertreter vorgeſehen hätte. Das Herrenhaus
ſoll ſich doch mehr und mehr zu einer Ständekammer entwickeln, aber
der größte Stand ſei nicht berückſichtigt. Es komme darauf an, daß
man nicht Arbeiter hat, die aus königlichem Wertrauen berufen ſind,
ſondern ſolche, die von ihren Kollegen gewählt ſind. Die Zahl 36 iſt
genommen worden, um einen Mittelweg zu finden. Er per'önlich halte
dieſe Zahl allerdings für zu niedrig. Die Annahme des Antrags würde
auf die Arbeiter wohltuend wirken. Dasſelbe Recht wie die andern
Stände müßten auch die Arbeiter haben. Wünſchenswert ſei die Ein-
führung von Tagegeldern im Herrenhauſe.

Miniſter des Junern Dr. Drews: Die Tagegelderfrage kann
nicht gelöſt werden, bis man weiß, wie das Herrenhaus ausſieht. Hat
das Herrenhaus den Wunſch, daß Tagegelder eingeführt werden, ſo
wird die Regierung kaum Bedenken dagegen haben, einem ſolchen durch
die Tatſachen gebotenen Antrag Folge zu geben. Das kann man auf
ſpätere Zeit verſchieben. Die Regierung hat keinen Zweifel, daß auch
die Arbeiter im Herrenhaus vertreten ſein müſſen. Bereits im Plenum
habe ich darauf hingewieſen, daß die Regierung es als Aufgabe des
königl. Berufungsrechtes betrachte, mehr Arbeiter zu berufen. Wenn
die Regierung die Arbeitervertretung durch königl. Berufung und nicht
durch Präſentation regeln will, ſo war der Hauptgrund nicht etwa, daß
es an einem geeigneten Präſentationskörper fehlt, wir werden ja dem-
nächſt das Arbeitskammergeſetz bekommen und es wird ſich hoffentlich
aus dieſen Kammern ohne weiteres ein geeigneter Präſentationskörper
bilden laſſen. Auch die Arbeitnehmerbeiſitzer bei den Schiedsgerichten
für die Jnvalidenverſicherung könnten einen Präſentationskörper bilden.
Aber der Hauptgrund für die Nichtberückſichtigung der Arbeiter iſt der,
daß bei einer ſtarken Radikaliſierung des Abgeordnetenhauſes eine
außerordentlich große Zahl von Arbeitern im Abgeordnetenhaus ſitzen
wird, deren Gewicht viel mehr in die Wagſchale fallen kann als jetzt.
Dazu kommt, daß die Arbeiter keinen eigentlichen Beruf als ſolchen
bilden, ſondern über alle Berufe verteilt ſind. Sie ſind ein integrieren-
der Beſtandteil jedes anderen Berufsſtandes. Man kann ja über die
Richtigkeit dieſer Deduktion geteilter Meinung ſein. Jm Prinzip unterſcheiden wir uns von den Antragſtellern nicht, nur in dem Modus,

wie wir die Arbeiter in das Herrenhaus bringen wollen. Ich hoffe,
daß wir auch darüber und über die Zahl uns verſtändigen werden.

Ein Freikonſervativer: Die ſtarke Radikaliſierung des
Abgeordnetenhauſes ſollen wir ja gerade verhindern. Wir beantragen,
daß die Krone überhaupt nur 108 Herrenhausmitglieder aus Vertrauen
berufen darf und ein Drittel davon, alſo höchſtens 36, aus dem Ar-
beiterſtand entnommen werden müſſen.

Weiterberatung Donnerstag.

Ein Bild von der ruſſiſchen Front.
Wolffs Bureau teilt mit: Die ruſſiſche Preſſe ver-

öffentlicht ein Telegramm des Generals Bentſch Bruye-
witſch, Stabschef des Oberkommandos, das wörtlich lautet:

Vollkommene Machtloſigkeit. Viele Teile der Front ſind enk-
blöft. Auf der Weſtfront kommen auf die Werft nur 160 Bajo-
nette. Die Reſerven löſen die Kameraden in den Schützengräben
nicht ab. Eine ungeheure Zahl erfahrener militäriſcher Vorge-
ſetzter iſt bei den Wahlen ausgeſchieden. Der jetzige Beſtand an
Stäben iſt ohne Erfahrung. Stab und Behörden werden in Kürze
zu arbeiten aufhören, da niemand mehr arbeiten kann. General-
ſtabsoffiziere ſind nicht vorhanden. Die Arbeitsbedingungen in den
Stäben ſind entſetzlich. Wirtſchaftlich herrſcht vollkommene Auf
löſung. Ausbildung und Ordnung der Truppen iſt nichts wert.
Ordnung im Heere gibt es nicht mehr. Die Befehle werden nicht
ausgeführt. Deſertionen finden maſſenhaft ſtatt. Beurlaubte
e nicht zurück. Der Zuſammenhang iſt an vielen Stellen zer-
riſſen. Der Beſtand an Pferden iſt faſt vernachläſſigt, Befeſtigungen
der Stellungen derfallen, die Drahthinderniſſe ſind zur Erleichte-
rung der Verbrüderung und des Handels entfernt.
griff des Feindes auszuhalten, iſt unmöglich. Einzige Rettung des
Heeres iſt Rückzug hinter natürliche Grenzen.

Miniſter Dr. Drews hob

Einen An- lands dem Vertreter der Volſchewikiregiern

Rußland und Rumänien.
Berlin, 30. Januar einem den Bruch dermit der rumäntiſche HRegiern handelnden Funkſpru

es u. a.: Die mit Verbrechen te rumäniſche Oligarchie

anderen m die Republik eröffnek. Die V
nrum Mil und Zivilmacht ſindDie Kommiſſare und ter der ruſſiſchen rovolutionären Tzupr

werden ausgedungert entwglfneg, Derskomm wut A pl en hu s
mönien ab gebrochen. aufbewahrteſtbar e rumn

in weiterer Funkſpruch D nerEl e den en e nebeſördert, wodurch die Herren Entente-BotſHafter
von der Notwendigkeit befreit werden, immer neue Forderungen
betreffs der Unantaſtbarkeit des Herrn Diamandi ſtellen zu müſſen.

Rußland läßt die Rumänen
verhaften.

Nachdem es nunmehr z einem endgültigen Bruch zwiſchen
Rußland und Rumänien gekommen iſt, hat Lenin einen Befe5l
erlaſſen, alle ſich in Rußland aufhaltenden rumäniſchen
Untertanen zu et Dieſer Befehl wurde allen ruſſi
ſchen Städten tele raphiſch übermittelt; ſowohl in Petersburg wiein der Provinz iſt man zur ſofortigen Ausführung des Befehls
geſchritten.

Der ruſſiſch-rumäniſche Konſlikt.
r
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Die Revolution in Finnland.
Stockholm, 30. Januar. Nach einer Meldung eines finnländiſchen

Büros meldet der Arbeiterausſchuß aus n die Einſetzung einer
ſozialiſtiſchen Regierung aus 35 Mitgliedern. Der Sencot
wurde obgeſetzt. Die Mitglieder des Senats befinden ſich angeblich
außerhalb Heiſingfors in Sicherheit und erhalten ihre Funklionen als
geſetzliche Regierung aufrecht. Die Bürgergarde befindet ſich im vor
diſchen Finnland im Vorgehen gegen Helſingfors. Das dortige Note
Kreuz wurde von der Roken Garde aufgelöſt.
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Das Gold zum Staatsmonopol
erklärt.

27 gen n n das Gold zum Staats-monopol erklärt un reis ſo h e etzt, als er bezawird. Artikel, die mehr als 16 Zolodnik e nd ralen
Geſchäften uſw. gehören, müſſen dem Staate gegen die feſtgeſetzten
Preiſe ausgeliefert werden. Wenn das nicht geſchieht,
werden ſie nach einem Monat zu einem Drittel des Preiſes kon-fisziert werden. Kirchen und andere sten nſtalten
müſſen ihre Goldartikel zur Verfügung des Staatez ſtellen.

Die Ritter Eſtlands und Livlands
an die Bolſchewiki.

Laut Stockholms Tidningen überreichte eine Abordnung, be
ſtehend aus drei Mitgliedern der Ritterſchaft Eſtlandz und Liv-

in Stockholm,
in der mitgeteilt wird, daß dieVorowſki, eine Kundgebu
land die verfaſſangsmäßige VerRitterſchaft von Livland und

wählig

Beſohung wurde

r

tretung des Landes bilde und bekannt gibt, daß Livland und Eſt
r Fryiändis ſind und in ihr Recht eintreten, m andern Län

un e wiederholten

be on die zahlreichenber S der republikaſche 2 ben das Landeine keit genomn, e reter des Landesd ſ LandesgrenzenGeſed und Re ſuchen.
iwland und Glas ſchloſſen,

zu bitden. treter dere umegierung davon zur ſe tnisBe inn der denen Reiten erntet irne ten

zu Bratianus Sturz.
Dagens Nyheter vom 28. Januar ſchreibt zur Meldung vomSturz Bratianüs: Diefer hinterliſtig herechnende Staatsmann, der

durch Verrat an den bisherigen Bundesgenoſſen ſein Land in den
Krieg mit ihnen ſtürzte, wurde von der gerechten Rache ereikt,
indem er als hauptſächlichſten Fripkehgenegp eine Großmacht er
el. deren Politik an Falſchheit die ſeine übertraf. Bewahrheitet
a die Nachricht von ſeinem Abpang und ſeiner Erfſetung durch
en General, der den Oberbefehl über die rumäniſchen Truppen

führt, ſo dürfte der nächſtliegende Schluß der ſein, daß Rumänien
den Krieg fortzuſetzen gedenkt, und nicht beabſichtigt; an dem Sepa
ratfrieden von Breſt-Litowſk teilzunehmen, Aber jetzt richtet eß
eine Waffen nicht mehr n die bisherigen Feinde, ſondern gegen
n Bundesgenoſſen Rußland. Lange kann die Lage nicht an-

dauern. Es ſind die letzten Karten vom VäbanqueSpiel, die auf
den Tiſch gelegt werden.

Der Bombenfund in Zürich.
Bern, 30. Januar. Bei dem Fund in einer Scheune in Zürich

handelt es ſich um insgeſamt 202 Revolver, 50 Handgranaten, eine
Menge on, en und Flugblätter revolutionären Inhalts
in itälieniſcher Sprache. Es ſind bereits vier Verhaftungen italleniſcher
Staatsangehöriger vorgenommen worden. Die erwährte Scheune wurde
von dem italieniſchen Anarchiſten Gino Andrei, der in Zürich ein
Lebensmittelgeſchäft betrieb, vor einiger Zeit gemietet. Gino Andrei
ſie ſeit November in Unterſuchungshaft wegen Spionage
verda J Er iſt bekannt als Herausgeber des italieniſchen Blattes
Machie, das vom Bundesrat vor einigen Monaten auf zwei Monate
wegen der verhetzenden re a die italieniſche Regierung ver
boten wurde. Andrei iſt in Italien wegen Landesverrats in contu
maciam zum Tode verurteilt.

Die neuen Bomben und Waffenfunde der möglicherweiſe im
Zuſammenhang mit dem Bombenfund, der bei den Züricher Unruhen im
November gemacht wurde. Die en die vorderhand von der
Züricher Polizei geführt wird, ergab bis jetzt zur Stunde noch keinen
poſitiven Anhalt über die Herkunft der Waffen, Munition und Bomben.
Die Schriften und Flugblätter waren dem Inhalt nach offenbar zur
Vorbereitung im italieniſchen Heer und Volk beſtimmt. Sie tragen keine
Angabe über den Druckort und Verlag.

Der Krieg zur See.
Berliün, 30. Januar. (Amllich.) Unſeren UBoolen fielen im

minleren und öſtlichen Mitlelmeer kürzlich 19 000 Br.R.-T. Handels
ſchiffsraum zum Opfer. Im beſonderen wurden dadurch der Traus
poriverkehr nach Jialien beiroffen. So wurden zwel gro u
aus einem durch zahlreiche Bewacher und A-Booksjäger geſicherten Ge
leitzug heraus geſchoffen.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Amſterdam, 30. nar. Die Riederl. T.-A. meldet aus

dem Haag: Beim Migſſteriam des Auswärtigen iſt die R ein
gelaufen, daß das a Antonius s 234 am 26. Ja-
nur mit einem eng Torpedojäger zuſammenftieß und ſank. Die

landel. Ferner wurde dem Miniſterium gemeldel,
daß der niederlän Dampfer Merwede geſunken iſt. Die Be
ſahung wurde in Rewcaſile gelandet.

London, 30. Januar. Der Trausporidampfer Aragon,
9588 Br.-R.-T., (Royal Mall) wurde am 30. Dezember im öſtlichen
Teil des Miitelmeeres korpediert und zum Sinken gebracht. Ein
brikiſcher Torpedojäger wurde, als er damit beſchäftigt war, die
Ueberlebenden aufzufiſchen, ebenfalls torpediert und verſenkt,
wie bereits im Kommunique vom 7. Jannar gemeldei wurde. Das
Hi es o Oumanieh, 4041 Br.-R.-T., (Khedivigi Mall S. S.

ß 1. Dezember an ungefähr derſelben

Lonudon, 30.

am 20. Jannar korpedierkt und m en
Strand geſetzt. Das Schiff ſt vollkommen wrack. Drei Offiziere, zehn
Mann ſind uw gekommen.

Lonbon, 830. Januar. (Reutermeldung.) Es wird mitgeteilt,
daß die Andanig, bevor W den Hafen erreichte, geſunken iſt.

London, 30. Januar. Die Admiralität gibt bekannt: Infolge
einer Kolliſion iſt das Torpedoboot Hazard am 29. Januar
im Kanal geſunken drei Mann ſind umgekommen.

Auf den Seeverkehr T Italien wirkt unſer UBootkrieg geradezu
verheerend. Dem Popolo Romano vom 22. zufolge ſchätzt der italieni
ſche Finanzminiſter Nitti den Verluſt der italieniſchen Handelsflotte im
Verlauf dieſes Krieges auf 55 vom Hundert. Es ſtockt die Einfuhr von
Kohlen, Erzen und Lebensmitteln. Die Eiſenbahnen und ſelbſt die

W en ren Ka iſt vöue auf die Gnade Englands
angewieſen, das die Front in Venezien als Nebenkriegsſchauplatz be
rn eng nur dann hilft, wenn Italien weiter opfert für die Pläne

Kleine Kriegsnachrichten.
London, 80. Januar. Meldung des Reuterſchen Bureaus.)

Amtlich wird gemeldet: Die Verluſte bei dem i
geſtern nacht betragen 14 Männer, 17 Frauen und 16 Kinder tot,
93 Männer, 659 und 17 Kinder verwundet.

London, 29. Januar. Bei dem Luftangriff der letzten Nachtre ge Pepuen u t zu Lede gequetſcht in einer
nge, die in einen Unterſtand einzudringen ten,deſſen Tore geſchloſſen waren. ha kunr gen werſnan

Die Kohlennot in Jtalien.
Berlin, 30. Januar. Gazetta del Popolo vom 28. Januarſchreibt: Auf der Durchfahrt durch Turin nach Frankreich abe.

reiſend, iſt geſtern der Generalvizedirektor der Staatseiſenbahnen
de hier geweſen, der ſich nach Paris begjibt mit dem

uftrag, eine größere Menge der für das Land nötigen Kohlen zu
erhalten.

den EGiſenbahndienſt auf der Linie Savona--

ſchen Kanal auf

Ueber
Ventimiglia wird gemeldet: Seit einigen Tagenzüge dieſer Linie mit fabelhaften Verrata Wegen en alten

auf offener Strecke, ohne die Möglichkeit, vorwärtszukommen.
s rin dies von der ſchlechten Beſchaffenheit des Heizmaterials

herzukommen. Es iſt eine wahre Jronie, daß die Anie, die das
t Land mit Kohlen verſorgen ſoll, im ſchweren Augenblick dert d regelmäßige Verſorgung nicht gewährieſf n kann.

ſt zu boffen, daß ſofort energiſche Maßnahmen ergriffen wer-

d nicht quegeſceloſen die, nach Savöna einen mien zu
ringen, der in der ernſten Stunde die die Nation durchlebt, ener

giſcher für den Kohlentransport ſorgt.
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Die italieniſche Offenſive bei

Wien, 30. Januar. Amtlich wird verlautbart: Die ſchweren
r auf der Hochfläche von Aſiago dauern an. Sü li
von Aſiago und im Gebiete des Monte Siſemol ſcheiterten alle ita
lieniſchen Angriffe unter großen blutigen Verluſten. Der Monte
di Val Bella und der Col del Roſſo mußten nach heldenmütiger
Verteidigung und zähem Ringen den an Zahl immer ſtärker heran
geführten feindlichen Kräften überlaſſen werden.

Der Chef des Generalſtabes.

Maxe v n am 24

werAn r
BreſtLitowſt.

Mittwoch vormittag fand unter dem Vorſitz des r
Talaat Paſcha eine Plenarſitzung ſtatt, die vom Vorſitzenden
mit einer Begrüßung der erſchienenen Delegationen eröffnet
wurde. Jn ſeinen einleitenden Worten wies Talaat-Paſcha darauf
hin, daß ſeit Eintritt der letzten Pauſe gewiſſe Veränderungen in
der r der einzelnen Delegationen eingetreten ſeien,weshalb er die orſivenden derjenigen Delegationen, bei denen

olche Veränderungen ſtattgefunden hätten, bitte, hiervon der
lenarverſammlung Mitteilung zu machen.
Hierauf teilte Staatsſekretär von Kühlmann mit, daß die

z bayriſche Regierung von einem ihr vertragsmäßig zuſtehenden
echte Gebrauch machend, im Einverſtändnis mit dem Kaiſer und.

dem Reichskanzler den königlich bayriſchen Staatsminiſter Grafen
Podewils-Dürnitz als ihren Vertreter zu den Verhandlungen nach
Breſt-Litowſk entſandt habe, ſo daß Staatsminiſter Graf Pode-
wils von nun an als Mitglied der deutſchen Delegation an den

Herr Trotzki gab darauf die Erklärung ab, daß in der Zu-
Verhandlungen teilnehmen werde.

ſammenſetzung der ruſſiſchen Delegation zwei Veränderungen vor
genommen ſeien. Die eine Aenderung ſei rein perſönlicher Natur,
indem an den weiteren Verhandlungen auch der Volkskommiſſar
für Staatseigentum, Herr Karelin, teilnehmen werde. Die
andere Veränderung trage ſtadtsrechtlichen Charakter. Sie be-
treffe die Einreihung von zwei Mitgliedern der ukrainiſchen Volks-
republik in die ruſſiſche Delegation, wovon bereits ſchriftlich Mit-
teilung gemacht worden ſei. Die Regierung der Räte der Ar-
beiter-, Soldaten- und Bauern- Delegierten der ukrainiſchen Volks
republik habe drei Mitglieder zur Teilnahme an den Friedensver-
handlungen entſandt, von denen das eine Mitglied der Volks-
kommiſſar Satonſkij, in Petersburg zurückgeblieben und in
die Regierung des Rates der Volkskommiſſare eingetreten ſei. Die
beiden andern, und zwar der Vorſitzende des Exekutivausſchuſſes
Madwjedew und der Volksſtaatsſekretär für militäriſche An-
gelegenheiten, Herr Schathray, befänden ſich in Breſt-Litowſk,
und zwar innerhalb des Verbandes der ruſſiſchen Delegation. Dieſe
Tatſache ſei von größter Bedeutung für den weiteren Gang der
Verhandlungen. Sie ſpiegele die Lage wider, wie ſie ſich in der
Ukraine als Ergebnis der jüngſten Ereigniſſe entwickelt habe.Da die Gegenparteien ein Intereſſe daran hätten, genau über

die Zuſtände in der Ukraine unterrichtet zu ſein, halte Trotzki
es für notwendig, eine kurze Erläuterung zu geben. Die ukraini-
ſchen Räte der Soldaten, Arbeiter- und Bauerndeputierten führten
in der ganzen Ukraine einen entſchiedenen Kampf gegen die Kiewer
Rada, wobei in vielen Teilen der Ukraine die Partei der Räte
geſiegt habe, die in vollſtändiger Uebereinſtimmung mit dem Peters-
burger Rat der Volkskommiſſare auftrete. Das ganze Kohlen-
becken des Donez-Reviers, das ganze Bergwerkgebiet von Jekateri-
noſlaw und die Gouvernements Charkow und Polkawa ſeien in
der Gewalt der ukrainiſchen Sowjets. Jn der andern Teilen der
Ukraine wachſe die Macht der Sowjets und gehe der Einfluß der
Kiewer Rada ſtetig zurück. Am Tage der Abreiſe Trotzkis aus
Petersburg ſei auf direktem Drahte aus Kiew gemeldet worden,
daß das Kiewer Generalſekretariat zurückgetreten Welche
Löſung die Kriſe in der Kiewer Regierung gefunden habe und
welchen Einfluß dies auf die Delegation des Herrn Holubowyez
ausüben werde, ſei noch nicht bekannt, doch aus den Dar-
legungen h hervor, daß ein mit der Delegation des Kiewer
Sekreiariats a ener Friede unter den augenblicklichen Ver-
ältniſſen keinesfalls bereits als ein Friede mit der ukrainiſchen
epublik angeſehen werden könne.

In ſeiner Rede im Hauptausſchuß des Reichstages habe Staats
r von Kühlmann es ſo dargeſtellt, als ob die ruſſiſche Delegation
ie v anerkannt habe, wie ſie annehmen konnte, letztere

werde die Rolle eines Hilfstrupps ſpielen, jetzt aber, wo die ruſſiſche
Delegation ihren Fehler eingeſehen Habe, ver weigere ſie ihr die
Anerkennung. Dies ſej eine zu ſubſjektive Darſtellung des Vorgangs.
Schon in der erſten „Sitzung, in welcher die Sregg der ukrainiſchen
Delegation an nitten worden ſei, habe er (Trotzki) erklärt, daß der
Prozeß des Selbſtbeſtimungsrechts der Ukraine noch im Werden be-
griffen ſei. Jetzt, wo in Petersburg der allruſſiſche Kongreß der Räte
der Arbeiter-, Soldaten und Bauerndeputierten tage, auf dem auch die
ukrainiſchen Sowjets vertreten ſeien und wo einmütig förderative
Grundlagen für die ruſſiſche Republik Zelle würden, ent'preche die
Aufnahme von Vertretern des ukrainiſchen Volksſekretariats in die hie
ſige ruſſiſche Delegation völlig dem Zuſtande, der in der ruſſiſchen Re
publik herrſche. Wenn die Delegation des Herrn Holubowyez nach wie
vor ein Mandat des Kiewer Sekretariats habe, ſo erhebe ſeine Delega
tion keinen Einſpruch gen ihre fernere Teilnahme an den Friedens
verhandlungen. Jedenfalls aber könnten nur ſolche mit der Ukraine
getroffenen Abmachungen anerkannt werden, die durch die Regierung
der förderaliven Republik Rußlands ihre formelle Beſtäligung fänden.

ie bayriſche Abgeordneten-
kammer über die Streikbewegung.

München, 80. Januar. Jn der heutigen Sitzung beſchäftigtefich die Abgeordnetenkammer mit der in Peutf land ausgebro

nen StreBe Abg. Beckh n Wert g.) führte aud: Da kharter
hat niemals zur Kriegsverlängerung geheyt. Wir unſere
Grenzen z rn, niemanden annektieren und uns eine Kriegs-en t oa ung ſichern, die uns in den Stand ſetzt, nach
dem Kriege dald wieder in die Höhe zu kommen, und r eine
Kriegsentſchädigung möglichſt durch Ziegen von en.

Miniſter des Innern von Brettreih bedauerte, daß im
Hauſe an preußiſ Einrichtungen Kritik geübt wurde. Der
Behau uns r a e mere cher z a Steuune z
Reichsleitung ſei nicht klar, muß ich gang en e reten.Der verantwortlich Leiter der a her das deut

Partei bis auf München und einem rheiniſchen Bezirk,
halten hatten, vertreten.

Der Parteiausſchuß ſtellt feſt, daß ſich die gegenwärlige Streik-
bewegung nicht gegen die Landesverfeidigung richtet und nicht Ziele
eines feindlichen Jmperiagſismus fördern will. Sie iſt aus einer liefen
Mißſtimmung entſtanden, die durch die Ernährungsſhwierigkeilen und
den Druck des Belaggerungszuſtandes hervorgerufen wurde. Das Trei
ben der Reaklion im preußiſchen Dreiklaſſenhauſe, das auf die Ver
hindernng der preußiſchen Wahlreform gerichtet iſt,
das herausfordernde Auftreien der ſogenannten Vaterlands-
partiell und die unklare Halkung der Regierung in der
Friedensfrage haben dieſen Slimmungsderuck verſchärft. Da alle
Raſſchläge und Waernungen der ſozialdemokratiſchen Partei ungehört
verhafllen, wurde ein Ausbruch dieſer Volksſtimmung unvermeildlich.

Durch den Einkritt ſozialdemokratiſcher Abgeordneter beider Frak
klonen in die Skreikleitiung war die volle Gewähr dafür gegeben, die
Bewegung in geordneten Bahnen zu halten und ſie raſch, ohne Schädi-
gung der Allgemeinheit zum Abſchluß zu bringen. Vorausſetzung war,
daß die Regierung auf Gewalimaßregeln verzichtele und Forderungen
erfüllle, die von einer erdrückenden Mehrheit der Bevölkerung als be
rechtigt anerkannt werden.

Statt dieſen Weg zu gehen, haft die Regierung unter kleinlich
ſormallſtiſchen Vorwänden Verhandlungen mit den Arbeiterverkrelern
der Sfreikenden abgelehnt. Sie half zugleich geduldei, daß ihre nachge
ordneſen Organe mit erbitlernden Unkerdräckungsmaßregeln gegen die

Bewegung vorgingen. Das Verſammlungsrecht wurde vollſtändig
unlerdrückt, der „Vorwäris“ verbolen, ſchließlich der gewähllen Skreik-

leitung jede Befäligung unterſagl. Die Folge davon iſt, daß ſich der
Streik exploſionsartig auf immer neue Gruppen ausdehnt und daß er

auf immer neue Orte äberſpringt, jeder Regelung und Konkrolle ent
behrend.

Die Beranlworkung für dieſe Enkwicklung der Dinge krifft jene

Der Ausſchuß der ſozialdemokratiſchen Partei
Deutſchlands

hat geſtern auf ſchleunige Einberufung in Berlin getagt. Es waren ſämtliche Bezirksorganiſationen unſerer
die die telegraphiſche Einberufung nicht rechtzeitig er

Der Ausſchuß nahm zu der gegenwärtigen inner und außerpolitiſchen Lage Stellung und beſchoß nach
fünfſtündiger Beratung mit Stimmenmehrheit die nachſtehende

Kundgebung:
Stellen, die ſich vor Ausbruch des Streiks und während ſeiner Dauer
beharrlich geweigert haben, die Slimme der Vernunft zu hören, und
deren Politik offenſichtlich auf die Erzwingung eines Macht und Ge
waltfriedens über die eigene Bevölkerung hinſteuert.

Die Sozialdemokraſiſche Pariei hat die Sache der Landesvertei
digung gegen feindliche Eroberungsabſichten niemals verlaſſen. Die
Landesverkeidigung wird jedoch gefährdet durch die polillſche Einſichts
loſigkeit derer, die den Krieg zu kriegsverlängernden, vom Volke nicht
gebilligten Jielen führen wollen, die dem Volk verſprochene Rechte ver
weigern und jeden Proleſt gegen einen immer uneriräglicher werdenden

Druck mit verſtärklem Druck beankworken. Darum müſſen ſich heuke
alle Kräfte vereinigen, um eine Abkehr von dem verhängnisvollen Kurs
herbeizuführen, im Intereſſe der Selbſterhallung unſeres Volkes und
eines baldigen gerechten Friedens.

Der Parteiausſchuß fordert die Reichsregierung auf, ſich in
eindenliger Weiſe zu erklären:

1. für die ausgiebigere Lebensmittelverſorgung durch Erfafſung
der Lebensmlliielbeſtände bei den Erzeugern und in den Handelslagern
zwecks gleichmäßiger Zuführung an alle Bevölkerungsklaſſen;

2. für ihre Bereitwilligkeit, baldigſt den Belagerungszuſtand auf
zuheben, ſchleunigſt aber alle, das Vereins und Verſammlungs
recht ſowie die freie Meinungsäußerung durch die Preſſe einſchränken-
den Beſtimmungen zu beſeiligen;

3. für die Aufhebung der Mililariſierung der Betriebe;

4. daß ſie entſchloſſen iſt, die ſchnellfte Durchführung des allge
meinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts für Preußen mit

allen ſhr zu Gebote ſtehenden Mitteln zu ſichern;

5. daß ſie bereit iſt zu einem allgemeinen Frieden ohne offene oder
verſchleierte Annexionen und Konkribulionen.

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Haupiquarfier, 30. Januar 1918. (Amllich.)

9Keſtlicher Hriensſchanvlas.
An verſchiedenen Stellen der Front Artillerie- und Minen

werferkampf.
Die Jnfanterietätigkeit blieb auf Erkundungsgefechte beſchränkt.
Unſere Flieger führten erfolgreiche Angriffe auf England

und die franzöſiſche Nordküſte durch.
London und Southend, ſowie Dünkirchen, Gra-

velines und Calais wurden mit Vomben beworfen.
Jm Luftkampf wurden geſtern acht feindliche Flugzeuge und

zwei Feſſelballons abgeſchoſſen.
Heſtlicher Kriegsſchauplatz.

Nichts Neues.
Wacedoniſche Front.

Der Vorſtoß feindlicher Kompanien gegen bulgar ſche Feld-
wachtſtellungen nordöſtlich vom Dojran- See wurde abgewieſen.

ſtalieniſche Front.
Auf der Hochfläche von Aſiago haben die Jtaliener mit ſtar-

ken Kräften ihre Angriffe fortgeſetzt. Jm Gebiet des Monte
Siſemol ſind ſie unter ſchweren Verluſten geſcheitert. Der
Monte di Val Bella und Col del Roſſo blieben nach
hartem Kampfe in Händen des Feindes.

Der Erſte Generalquarliermelſter: Ludendorff.

ſchen Politik klar und offen dargelegt und es beſteht kein Grund
zu Mißtrauen bei der Arbeiterſchaft. Wir gehen hoffentlich der
letzten, aber auch vielleicht der ſchwerſten Zeit dieſes Krieges ent-
gegen. Da iſt vor allem Geſchloſſenheit, innere Einheit notwendig.

Abg. Schlittenbauer (Zentr.) wandte ſich ſcharf gegen die
Unabhängigen Sozialdewokraten, die auf den Trümmern des
Vaterlandes eine ſozialiſtiſche Republik aufhauen wollten. Jeder
Tag der Arbeitseinſtellung koſtet Tauſenden von Brüdern im Felde
das Leben und deshalb iſt ſolches Vorgehen ein glatter Landes-
verrat. Das Wort HindenLdurgs wird wahr werden: Dieſen Krieg
wird nur das Volk gewinnen, das am längſten ſeine Nerven behält.
(Dieſer Wolffſche Bericht enthält von einer ſozialdemokratiſchen
Gegenäußerung nichts. Red.

Politiſche e erſicht.
Deutſches eich.

Zur Vauſtoſpe chagne8 für Wohnungen
nach dem Kriege.

Jn einer vom Reichswirtſchaftsamt einberufenen Sitzung,
zu der auch die Vertreter der Jntereſſenten geladen waren,
wurde die Frage der Beſchaffung von Bauſtoffen be-
handelt, um den für die Uebergangszeit nötigen Wohnungs-
bau ſicherzuſtellen. Beſonders wurde die Möglichkeit der Ver-
wertung der von der Militärverwaltung freigegebenen Mengen
und der Steigerung der Erzeugung von Ziegeln, Holz, Bau-
eiſen und Zement beſprochen. Es wurde feſtgeſtellt, daß,
wenn auch einer ſtraffen Bewirtſchaftung der nötigen Stoffe
nach dem Kriege nicht das Wort geredet werden ſolle, doch
die Schaffung dezentraliſierter Organiſationen mit zentraler
Spitze zur Regelung des Abſatzes vorausſichtlich wünſchens-
wert ſei. Die Frage wird durch das Reichswirtſchaftsamt
weiter geprüft werden.

Aus der Partei.
Alerhand Lehrreiches.

Unter dieſer Ueberſchrift geht jetzt ein Artikel der Leipziger
Volkszeitung durch die Preſſe der Unabhängigen, der ſich mit der
Einſchätzung der Sozialdemokratie upd einzelner ihrer Führer,
beſonders der Genoſſen Ebert und idemann, durch die Kreuz-
zeitung beſchäftigt. Jn dem Artikel heißt es:

„Eine verdiente Ehre wird den Regierunosſozialiſten zuteil.
Die Kreuzzeitung behauptet nämlich, daß ſie ſich dem Weſen nach

nicht im geringſten von den Volſchewiki unterſcheiden. Sie kommt

zu dieſem Schluß, weil die Herren Scheidemann und Ebert im
Hauptausſchuß ihre Sympathie mit dem Proletariat in Oeſterreich
und Ungarn ausgeſprochen hätten.

Die Herren Ebert und Scheidemann werden dieſe Drohung
der Kreuzzeitung ſchmunzelnd ihrer Zitatenſammlung einverleiben
Hat man nicht behauptet, daß ſie im Solde der Regierung ſtünden,
und jetzt verlangt das konſervative Blatt, daß man ſie als Hoch-
verräter „auf den Sandhauf“ bringe? Wir können jedoch die
Kreuzzeitung beruhigen. Erſtens werden es die ruſſiſchen Bolſche
wiki ablehnen, mit den deutſchen Regierungsſozialiſten auf eine
Stufe geſtellt zu werden, und zweitens ſind die Herren Ebert und
Scheidemann noch lange keine Löwen, ſelbſt wenn ſie ſich gelegent
lich Bärenfelle umhängen. Ein Philoſoph hat einmal geſagt,
man ſolle die Menſchen nach ihrem Weſen beurteilen und nicht
nach einzelnen ihrer Handlungen.“

Man wird ſelbſt in klarer denkenden „unabhängigen“ Kreiſen
zu der Anſicht kommen, daß die Zeit für derartige Expektorationen
jetzt doch recht wenig geeignet erſcheint. Daß man in „unab-
hängigen“ Redaktionen heute eingeſtandenermaßen keine dringen-
deren Aufgaben kennt und von dem Raum des Leitartikels keinen
vornehmeren Gebrauch zu machen weiß, als „die Kreuzzeitung zu

beruhigen“, das verdient in einer Zeit von welthiſtoriſcher Be
deutung für alle Zeiten feſtgehalten zu werden, ncht nur als
„allerhand Lehrreiches“, ſondern als erſchöpfendes Charakteriſtikum
der „Unabhängigen“, ihrer Beſtrebungen und ihrer Preſſe.

Die beſonders angegriffenen Genoſſen brauchen wir Leuten
gegenüber, die ſich in dieſer Weiſe ſelbſt charakteriſieren, nicht in
Schutz zu nehmen. Das eine wiſſen wir: daß dieſe Genoſſen auch
auf dem Sandhaufen eine bedeutend beſſere Figur machen würden

als viele von denen, die heute den Ueber-Unabhängigen mimen
und die ihre Verlegenheit hinter großen Worten zu verbergen
trachten, wenn ſie nach ihren Taten oder danach gefragt werden,

wo ſie in den erſten Wochen nach dem Kriegsaus-
bruche geſteckt haben!

ehte Lokal und Provigznachrichten.

Halle, 31. Januar 1918.
StretkBeendigung. Von amtlicher Seite wird uns mitgeteilt:

Die Arbeit iſt heute morgen in allen Betrieben wieder aufge
nommen worden. Die Höchſtzahl der Streikenden betrug etwa
1300, die ſich auf 17 Betriebe mit einer Belegſchaft von etwa
3300 verteilte. Die weitaus größte Zahl der am Streit beteilig-
ten Betriebe iſt nicht zum Stillſtand gekommen.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Marmelade. Von Donnerstag ab auf Marke 131 des Waren-

bezugsſcheins 13 iede Perſon Pfund zum Preiſe von
90 Pf. pro Pfund.

Gemüſe-Konſerven. Freitag vormittag 8 12 Uhr Nr. 1--1500,
nachm. 2-6 Uhr 1501-3500 der Lebensmittelſcheine in der
Talamtſchule. Zugelaſſen ſind nur diejenigen Haushalte,
die die ihnen zuſtehende Menge in den r
ten noch nicht bekommen konnten. Abzugeben ſind die Ab-
ſchnitte 130 des Warenbezugsſcheins 12.

Seeſiſche. Freitag früh in den einſchlägigen Geſchäften auf Ab
ſchnitt 124 des Warenbezugsſcheins 12 jede Perſon etwa

Pfund auf Lebensmittelſcheine Nr. 17 601--21 000 und
Nr. 42 001--45 500.

GCebäck. Auf die beſondere graue Warenbezugskarte für Leute
über 70 Jahre je ein Paket. Vorm. 81-12 Uhr Nr. 1 bis
35 000, nachm. 2--6 Uhr Nr. 35 001--70 000 der Lebens-
mittelſcheine in der Talamtſchule. Abzugeben iſt Abſchnitt D
der grauen Warenbezugskarte.
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Die Vorgeſchichte Guropas.
W. Die jüngere Steinzeit.

Vorträge von Dr. H. Hahne,
Direktor des Provinzialmuſeums zu Halle.

Unter den tauſend ſachlichen Fundreſten der vor und
frühgeſchichtlichen Kulturen haben ſich die Töpferei-Erzeug-
niſſe als die empfindlichſten Anzeiger gröberer und feinſter
e und örtlicher Kulturunterſchiede erwieſen, die ſich

jeder Art völkiſcher Sonderentwicklung im großen und
kleinen ausbilden. Es liegt das an der Vielgeſtaltigkeit und
leichten Beeinflußbarkeit der Tonwaren als der Trägerin
völkiſcher oder oft nur feinſter landſchaftlicher Geſchmacks- und
Anſchauungsunterſchiede. Daher die Gewohnheit, Kulturen
aus geſchichtsloſen Zeiten und Gegenden gelegentlich nach
ihrer Keramik zu benennen.

Für den ſteinzeitlichen Oſtſeekreis (vgl. vorigen Vortrag)
iſt neben vielen einzigartigen Kulturerſcheinungen rf ge
gliederte Topfware mit „Tiefſtichverzierungen“ kennzeichnend.
Auch noch in mitteleuropäiſchen, auf. Ueberſiedelung und ſon
ſtige ſtarke Beeinfluſſung vom Norden her beruhenden Rand-
und Tochterkreiſen dieſer Kulturgruppen ſchlägt, wie in
anderen Erſcheinungen andere Kultureigenheiten, ſo in der
Form und Verzierung der Keramik der Tiefſtichgeſchmack
immer wieder durch, ſo daß die Tongefäße hierbei wirklich
Leitformen der Forſchung ſind.

Vom Oſtſeekreis ſind Beſiedlungen der Nachbarſchaft, ſo
nach Weſtdeutſchland, Holland und ſchließlich England ver-
folgbar (Zonenbecher, Steingräber, aſtronomiſche Stein
ſetzungen wie Stonehenge), ebenſo nach Mitteldeutſchland Aus-
breitungen der „Tiefſtichkultur“, die ebenfalls, auch nach kör-
perlichen Reſten zu ſchließen, auf Wanderungen wenigſtens
herrſchenden Oberſchichten beruhen. Hierher gehören die Leute
der „Elbtiefſtichgruppe“ und ihre Nachkommen mit ihren
ſchönen ſtrengen Amphoren, Taſſen und Schalen, dann die
große Gruppe der „Schnurkeramik“ beſonders in Mittel
ſachſen und in der Odergegend, deren Gefäßformen und Ver-
zierungsgeſchmack (Verzierung mittels Schnureindrücken) die
alte ſtrenge nordiſche Formüberlieferung weſentlich leichter,

r

Wanderzüge von Norden aus, deren Hauptgefäßform ſich her
leitet von der nordiſchen Kugelflaſche (Kueglamphoren), die
ſich aber wie auch die anderen in vielen weiteren Einzel
heiten als nordiſchen Urfprungs erweiſen (Steingeräte,
Schmuck aus Bernſtein, Steingräberformen ufw.).

Jn Südweſtdeutſchland geht eine nordiſche Strömung
(Röſſener Typus) enge und zumal hinſichtlich der Töpferei
kunſtformen höchſt fruchtbare Verbindung ein mit der dort
einheimiſchen älteren völkiſchen Grundlage, die zu einer
großen, an der mittleren Donau gehäuften Kulturgruppe ge-
hört, der ſogen. „bandkeramiſchen“. Die auffälligſten kerami
ſchen Leitformen dieſer Mitteleuropäiſchen Gruppe gehen im
Gegenſatz zu den Tiefſtichgefäßformen auf kaum gegliederte
rundliche Topf, Napf, Kumpf- und Flaſchenformen zurück,
deren Verzierung „flächenfüllende, umlaufende“ Zeichnungen
ſind, wobei zunächſt geſchwungene und Zickzackbänder vor
wiegen, ſpäter in reicher Fülle die auffällige Ornamentgruppe
der Spiralen und Mäander.

Dieſe Zierweiſe iſt nicht wie die des nordiſchen Kreiſes
auf die Grundzüge der Gefäßgliederungen und auf „Nach-
ahmung“ von anderen Techniken ohne weiteres zurückzufüh-
ren, auch im Gebiet natürlicher Erſcheinungen (Pflanzen
teile) ſind ihre Vorbilder und Anregungen keineswegs im
befriodigenden Maße zu finden. Neuere Unterſuchungen
haben überzeugende Zuſammenhänge mit gewiſſen Zierweiſen
der Weberei und anderer Stoffverzierungen (Druck, Be
malung), auch der Flechterei gezeigt; beſonders fruchtbar iſt
der Gedanke, in Verſchiebungsmuſtern (Wilke) die Anregung
zu der Spiral-Mäander-Ornamentik zu ſuchen.

Schon bei Faltenbildung, Zuſammenrollen, Flickenauf-
ſetzen uſw. an gewürfelten oder mit Ouadraten, Kreiſen ver-
zierten Stoffen entſtehen leicht Zuſammenſetzungs- und Ver-
ſchiebungsmuſter aus Teilen von Kreiſen, Spiralen und Ver-
wandtes, aus eckigen Muſtern Mäander (mittels praktiſcher
Vorführungen wurden die praktiſchen Vorgänge während des
Vortrages dargelegt).

Das Kerngebiet der Kulturgruppe mit Band-, Spiragl-

Oſten bis weit in ruſſiſches Gebiet ſtrahlen
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find Weſten ghenlteit und Belgien, 2 Weſt und
Mitteldeutſchland, im Oſten nach S and, im Südoſten
in die Balkanländer verfolgbar. Sehr häufig entſtehen von
ihr ausgehende Wanderungen und Ausbreitungen inſolge
von Eindrüchen oder aus dem nordiſchenKreis her und mit dem Erfolge, eine archäologiſch wohl
erkennbare neue kulturelle und alſo auch völkiſche Miſchung
Träger der weiteren r wurde. Derbandkeramiſche
Kreis iſt eine Kultur- und Völkergruppe mit völliger Be
vorzugung des Ackerbaues; Schmuck und Geräte (Vorherr
ſchen der ſogen. Schuhleiſtenform, auch Grab und Siede-
lungsformen uſw.) ſind urſprünglich vielfach andersartig als
die im Nordkreis; auch die körperlichen Reſte zeigen Unter
ſchiede, die jedoch nicht grundlegender Art ſind. Man könnte
aus ihnen bezüglich des Nord und Mitteleuropäiſchen Kreiſes
auf zwei große Unterabteilungen einer größeren durch ge-
meinſame Abſtammung aber ungleichartige Miſchungen und
Weiter entwicklung verſchieden gewordene Menſchenart
ſchließenDie Steinzeitkulturgruppen des übrigen Europa und
der angrenzenden Gebiete ſtehen meiſt völlig fremd dem
Nordkreiſe gegenüber, ſoweit nicht hier und da „Einflüſſe“
vorliegen, beruhend auf Ueberkragung von nur gelegentlichèen
Kulturauszügen durch Wanderungen und Handelsbeziehungen
u. ä. Näher berühren ſich die bandkeramiſchen Gruppen
mit jenen kulturell und völkiſch fremden Kreiſen. Wohl auf
größerer Handels und Wandelsmöglichkeit innerhalb der Welt
des Mittelmeeres ſind dieſe vielfachen Uebereinſtimmungen
jener Kulturen zurückzuführen, oft trotz nachweislicher raſſi
ſcher Unterſchiede.

Der europäiſche Nordkreis war vor den Zeiten des
Weltverkehres im hohen Maße dauernd ſelbſtändig, ſchon
weniger der mitteleuropäiſche. Die Folgen größerer oder
geringerer Abgeſchloſſenheit und Eigenartigkeit auf Kultur,
Raſfen, Volks und politiſche Bildungen zeigen ſich, wie in
der Steinzeit ſo auch weiterhin, und in den Lebenserſchei-
nungen der hiſtoriſchen europäiſchen Völker wirken dieſe Son-
derentwicklungen ihrer vorgeſchichtlichen Jugendzeit dauernd

nach.

Bekanntmachung.
Verordnung über den Verkehr mit Eiern im Stadtbezirk Halle.

Auf Grund der S 3, 2, Abſ. 1 und 2, 88 5 und 9 der Ver-
ordnung über Eier vom 12. Auguſt 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 927)
und der dazu ergangenen preußiſchen Ausführungsanweiſung vom
24. Auguſt 1916, ſowie der Verordnung über Eier vom 24. April
1917 (Reichs-Geſetzbl. S. 374) wird für das Gebiet des Stadt-
kreiſes Halle in teilweiſer Abänderung der Verordnung vom
18. Sept. 1917 folgendes verordnet:

1. nuſdrin uns der Eier.
1
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Für den Stadtkreis Halle iſt eine Eierſammelſtelle eingerichtet
worden, deren Leiter der Magiſtrats-Oberſekretär Schachtzabel,
Wagegebäude, Zimmer 23, iſt.

Die Eierſammelſtelle hat zu Aufkäufern beſtellt:
1. Frau Pfennigsdorf, Gr. Märkerſtraße 5,
2. Herrn Tag, Zenkerſtraße 14,
3. Frau Schmalz, Sternſtraße 13,
4. Frau Chemnitz, Albert-Schmidt-Straße A.

Jeder Aufkäufer hat über ſeine Beſtellung eine vom Magiſtrat
geſtempelte Ausweiskarte erhalten, die er beim Eiereinkauf mit-
zuführen und dem Verkäufer wWdgntgefordert vorzuzeigen hat.

Zum Aufkauf von Eiern bei den Geflügelhaltern im Stadk-
freiſe Halle ſind nur die mit Ausweiskarten verſehenen Aufkäufer
(8 1) berechtigt.

Die Geflügelhalter dürfen Eier, die ſie zum Verkauf bringen
nur an dieſe Aufkäufer abſetzen. Unentgeltlich dürfen Geflügel-
halter Eier nur abgeben an die Angehörigen ihrer Wirtſchaft,
einſchließlich des Gefindes und der Naturalberechtigten, insbe-
ſondere der Altenteiler und Arbeiter, ſoweit dieſe kraft ihrer Be-
rechtigung oder als Lohn Eier zu beanſpruchen haben. Jede
ſonſtige enigeltliche oder unentgeldl' be Abgabe von Eiern iſt dem
Geflügelhalter verboten. Ebenſo iſt der Ankauf und der Weiter-
verkauf von Eiern durch nicht mit Ausweiskarte verſehene Per-
ſonen unterſagt.

Zur Abgabe von Eiern zu Zuchtzwecken bedürfen die Geflügel-
halter der Genehmigung des Magiſtrats, Stadternährungsamt,
Abt. I.

8 3.
Jeden Aufkauf von Eiern haben die Aufkäufer in einem fhnen

von der Sammelſtelle ausgehändigten Zettelblock einzutragen. Für
jeden Einkauf iſt ein Blatt des Blocks zu verwenden. Der
Stammabſchnitt des Blattes verbleibt dem Aufkäufer, den 2. Ab-
ſchnitt erhält der Geflügelhalter. Die Eintragungen in den Block
müſſen vollſtändig und auf beiden Abſchnitten gleichlautend ſein.
Gegen Abgabe des ihm überlaſſenen Abſchnittes im Zimmer 25
des Verwaltungsgebäudes der Polizeiverwaltung, Dreyhauptſtr. 4,
erhält der Geflügelhalter eine Anweiſung auf Futter. Für je ein
abgeliefertes Ei werden, ſoweit der Vorrat reicht, 250 Gramm
Futter angewieſen.

Die Aufkäufer haben die Eier ſofort bar zu bezahlen. Der
Kaufpreis darf den jeweilig von der Provinzialeierſtelle feſtge-
ſetzten Höchſtpreis nicht überſchreiten,

8 4.
Die Aufkäufer ſind verpflichtet, die aufgekauften Eier alsbald,

mit den Blockabſchnitten belegt, an die Sammellſtelle abzuführen.
Die Gefahr des Verderbens und des Transports bis zur Ab-
lieferung an die Sammelſtelle tragen die Aufkäufer. Den Auf-
käufern iſt verboten, die Eier zu verſenden oder an andere Stellen
als an die Sammelſtelle zu verbringen. Die Sammelſtelle hat die
Eier an den ſtädt. Markt in der Talamtſchule abzuführen. An
andere Stellen darf ſie die Se nicht verbringen.

5

Bringen die Halleſchen Geflügelhalter die von dem Stadtkreiſe
Halle zur Verſorgung ſeiner Verſorgungsberechtigten mit Eiern
aufzubringende Anzahl von E'ern nicht durch freiwillige Abliefe-
tungen gemäß S 2 auf, ſo können die fehlenden Mengen auf die
Geflügelhalter des Stadtkreiſes nach Maßgabe der Geflügelzahl
umgelegt werden; alsdann ſind die Geflügelhalter zur Lieferung
d arg relegten Mengen ohne Rückſicht auf den eignen Bedarf ver
pflichtet.

S 6.
Eier im Sinne dieſer Verordnung ſind die Eier von Hühnern,

Gänſen und Enten.
2. Abgabe von Eiern.

7

Der Kommunalverband Halle gibt Eier nur an verſorgungs-
berechtigte Einwohner ab. Zu dieſen gehören die Selbſtverſorger
nicht, ſie ſind alſo zum Bezuge r Eiern nicht berechtigt.

8

Als Selbſtverſorger gelten die Geflügelhalter nebſt den An
gehörigen ihrer Wirtſchaft. Zu dieſen gehört lediglich der Perſonen-
kreis, wie er in 2, Abſ. 2, Satz 2 näher umgrenzt iſt.

Die Selbſtverſorger haben bei Vermeidung der Beſtrafung
alsbald der zuſtändigen Markenausgabeſtelle ihren Lebensmittel
ſchein zur Eintragung eines Vermerks über ihre Eigenſchaft als
Selbſtverſorger vorzulegen, ſoweit ſie nicht bereits in ihrem Lebens-
mittelſchein als Selbſtverſorger gekennzeichnet ſind. (Ueber ſich
ſelbſt verſorgende Anſtalten nut Wyteiese vgl. S 10.)

Jede Abgabe von Eiern an verſorgungsberechtigte Verbraucher
iſt unter Eintragung der Stückzahl und des Abgabetages im Lebene
mittelſchein zu vermerken. Es dürfen an einen verſorgu
berechtigten ushalt bzw. verſorgungsberechtigte Einzelperſonnur ſoviel Eier abgegeben und von nen bezogen werden, als

teilung iſt verboten. s 10
10.

An Anſtalten (Kranken- und Siechenhäuſer, Kliniken, Er-
ziehungs- und Arreſtanſtalten u. dergl.), Schank- und Gaſtwirt
ſchaften, Konditoreien, Bäckereien und andere gewerbliche Betriebe,
dürfen Eier nur gegen Aushändigung von Bezugsſcheinen abge
geben werden, die vom Stadternährungsamt ausgeſtellt ſind, und
zwar nur in der Anzahl und für den Zeitraum, über die die
Scheine lauten. Die Bezug ſind nicht übertragbar.

11
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmung dieſer Verordnung

werden nach J 17 der Verordnung über Eier vom 12. Auguſt 1916
(Reichs-Gefetzbl. S. 927) und der ergänzenden Strafbeſtimmung
der Verordnung vom 24. April 1917 (Reichs- Geſetze I. S. 374) mit
Gefängnis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 M.
oder mit einer dieſer Strafen beſtraft; neben der Strafe kann auf
Einziehung der Eier oder der verbotswidrig hergeſtellten Erzeug-
niſſe, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, erkannt werden,
ohne Unterſchied, ob ſie dem a e oder nicht.

1

Dieſe Verordnung tritt mit dem 30. Januar 1918 in Kraft.
Halle, dem 30. Jannar 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Diejenigen Kleinhändler, welche aus der letßten Verteilung

noch Reſtbeſtände an Suppenmehl haben, werden aufgefordert, dieſe
innerhalb drei Tagen im Stadternährungsamt, Zimmer 11, ſchrift-
lich anzuzeigen.

Halle, dem 30. Januar 1918. Der Magiſtrat.
Verordnung

über die Verarbeitung von Gemüſe und Obſt.
Bom 23. Jannar 1918.

Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen zur Siche-
rung der Volksernährung vom 22. Mai 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 401)

18. Auguſt 1917 (Reichsgeſetzbl. S. 823) wird verordnet:

Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt. Verwaltungsabteilung, kann

Beſtimmungen über die gewerbswäßige Verarbeitung von Gemüſe und
Obſt ſowie von Erzeugniſſen aus Gemüſe und Obſt erlaſſen.

2

Die in Abſ. 2 genannten Erzeugniſſe dürfen nur mit Genehmigung
der zuſtändigen Stelle und nicht zu höheren als den von dieſer Stelle
feſtgeſetzten Preiſen abgeſetzt werden. Die Preiſe ſind im Deutſchen
Reichsanzeiger bekonntzumachen. Sie gelten auch für Erzeugniſſe,
deren Abſatz nach S 7 einer Genehmigung nicht bedarf.

Zufſtfändig iſt
für Gemüfekonſerven: die Gemüſekonſerven Kriegsgeſellſchaft

m. b. H. in Braunſchweig;
für Souerkraut und konſervierte Gurken aller Art: die Reichs

ſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäftsabteilung, G. m. b. H.
in Berlin;

für Dörrgemüſe: die Kriegsgeſellſchaft für Dörrgemüſe m. b. H.
in Berlin;

ſür Obſtkonſerven: die Kriegsgeſellſchaft für Obſtkonſerven und
Marmeladen m. b. H. in Berlin;

für Obſtwein: die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Geſchäfts
abteilung, G. m. b. H. in Berlin.

g 3.
Der Erwerb von Gemüſe oder Obſt zur Herſtellung der im S 2

genannten Erzeveriſſe iſt nur mit Genehmigung der nach S 2 zuſtän-
digen Stellen zuläſſig. 44

Wer Erzevoniſſe der im S 2 genonnten Art herſtellt oder abſetzt,
hat der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt. Verwoltungsabteilung, und
der nach S 2 zuſtändigen Stelle auf Verlangen über die Beſchoffung
der Rohſtoffe. über deren Verarbeitung und über den Abſatz der Erzeug-
niſſe Auskunft zu geben.

S 5.
Die im S 2 genannten Stellen unterſtehen der Aufſicht des Staats

ſekretärs des Kriegsernährungsamts. Sie ſind insbeſondere an ſeine
Weiſungen bezüglich der Regelung des Erwerbes von Gemüſe und Obſt
und des Abſatzes der Erzenqniſſe ſowie der Preiſe gebunden.

Sie können den Herſtellern der im 8 2 genannten Erzeuoniſſe, die
mit ihrer Genehmioung Gemüſe oder Obſt erwerben, ſowie Perſonen,
die ihre Erzeugniſſe mit ihrer Genehmigung abſetzen, Beiträge zur
Deckung der Unkoſten anterlegen z

Jm Sinne dieſer Verordnung gelten
1. als Gemüſekonſerven: konſervierte Gemüſe in luftdicht und

nicht luftdicht verſchloſſenen Behältniſſen mit Ausnahme von
Sauerkraut und konſervierten Gurken aller Art;

2. als Sauerkraut: die aus eingeſchnittenem Weißkohl und einge
ſchnittenen Röben alſer Art nach Einſalzen durch Gärung ge
wonnenen Erzeugniſſe:

3. als Dörrgemüſe: künſtlich getrocknete Gemüſe ſowie daraus her
geſtellte Gemüſemehld und Gemüſepulver;

4. als Obſtkonſerven: Kompoitfrüchte. Dunſtobſt, Obſtmus, Obſt
mark, Belegfrüchte, kandierte Früchte. Gelees, Fruchtſäfte,
Fruchtſirup, Jg. Dörrobſt und Marmeladen, die aus
Obſt oder unter Zuſatz von Obſt oder Fruchtäften hergeſtellt ſind;

5. als Obſtwein: Moſt und Wein aus Obſt, außer aus Wein-
trauben ſowie Wein aus Rhabarber.

Halbfabrikate ſtehen den Enderzeugniſſen gleich.
Bei Streitigkeiten darüber, zu welcher Gruppe ein Erzeugnis ge-

hört, entſcheidet die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Verwaltungsab-
teilung, endgültig.

S 7.
Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden, vorbehaltlich der Vor

ſchrift im S 2, Abſ. 1, Satz 3 keine Anwendung:
1. auf Perſonen, die Gemüſe nur für den Verbrauch im eigenen

Haushalt verarbeiten;
2. auf Perſonen, die Gemüſekonſerven in nicht luftdicht verſchloſ

ſenen Behältniſſen oder Sauerkraut oder konſervierte Gurken
herſtellen, wenn ihre Jahreserzeugung nicht mehr als je zehn
Doppelzentner beträgt;

3. auf nicht gewerbsmäßige Herſteller von Obſtkonſerven, wenn ſie
im Jahre nicht mehr als zwanzig Doppelzentner herſtellen, ſo
wie auf nicht gewerbsmäßige Herſteller von Obſtwein, wenn
ſie im Jahre nicht mehr als dreißig Doppelzentner Rohſtoffe
verarbeiten.

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Be
hörden können auf Antrag für Herſteller von Obſtwein die im Abſ. 1,
Nr. 3 bezeichnete Höchſtmenge bis zu einhundertfünfzig Doppelzentner
erhöhen. Die zuſtändige Behörde hat der Reichsſtelle fur Gemüſe und
Obſt, Geſchäftsabteilung G. m. b. H. in Berlin von der Erhöhung un

Mitteilung zu machen.
Wird Obſt oder Rhabarber einem anderen mit der Maßgabe zur

Verfügung geſtellt, daß dieſer ſie zu Obſtwein verarbeitet und den Obſt
wein demnächſt an den Auftraggeber abliefert, ſo gilt der Auftraggeber
als Herſteller.

F 8.
Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, Verwaltungsabteilung, kann

Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Verordnung zulaſſen.
9

Mit J bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu
zehntauſend Mark oder mit einer Strafen wird beſtraft:

1. wer den auf Grund des S 1 erlaſſenen Beſtimmungen der
Reicheſtelle für Gemüſe und Obſt zuwiderhandelt;

2. wer die im S 2 Abſ. 2 genannten Erzeugniſſe ohne die er
forderliche Genehmigung oder zu höheren als den feſtgeſetzten
Preiſen abſetzt;

3. wer der Vorſchrift im F 3 zuwider Gemüſe oder Obſt ohne
die erforderliche Genehmigung erwirbt;

4. wer eine nach S 4 verlangte Auskunft nicht in der feſtgeſetzten
Friſt erteilt oder wiſſentlich unvollſtändige oder unrichtige An
gaben macht.

Neben der Strafe kann in den Fällen der Nrn. 1--3 auf Ein
ziehnng der Vorräte erkannt werden, auf die ſich die ſtrafbare Handlung
bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht.

10
Dieſe Verordnung tritt mit dem 27. Januar 1918 in Kraft. Mit

dem gleichen Zeitpunkt treten die Verordnungen über die Verarbeitung
von Gemüſe vom 5. Auguſt 1916 und die Verordnung über die Ver
arbeitung von Obſt vom 5. Auguſt 1916 24. Auguſt 1917 Reichs
Geſetzdl. 1916 S. 614, 911; 1917 S. 729) außer Kraft. Die auf
Grund dieſer Verordnungen erlaſſenen Beſtimmungen der Reichsſtelle
für Gemüſe und Obſt und der Kriegsgeſellſchaften bleiben bis zur Auf-
hebung oder Abänderung durch die zuſtändige Stelle in Kraft. Zu-
widerhandlungen gegen ſie werden nach S 9 dieſer Verordnung beſtraft.

Berlin, den 23. Januar 1918.
Der Stfaalfsſekreſär des Kriegsernährungsamkts.

gez. von Waldow.
Vorſtehende Bekanntmachung wird hiermit zur Kenntnis gebracht.
Halle, den 30. Januar 1918. Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Die Jnhaber von Bäckereien und Konditoreien ſowie die Süßig

keitsgewerbetreibenden werden hierdurch aufgefordert, die für den Monat Februar 1918 gültigen Zuckerkarten, und zwar die Geldaſteinheder

mit den Anfangsbuchſtaben A--J am Freitag, 1. Februar, diejenigen
mit den Anfangsbuchſtaben K--R am Sonnabend, 2. Februar, und die
jenigen mit den Anfangsbuchſtaben S--3 am Montag, 4. Februar,
vormittags von 9--124 Uhr im Stadternährungsamt, Marktplatz 22,
II. Obergeſchoß, Zimmer Nr. 9, in Empfang zu nehmen.

Halle, 31. Januar 1918. Der Magiſtral.
Bekanntmachung.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-
liſten eingereicht haben, werden aufgefordert, Freitag, den 1. Februar,
Sonnabend, 2. Februar, Montag, 4. Februar, bei den von ihnen ge
wählten Großfirmen die in nächſter Woche zur Verteilung gelangenden
a edlen Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs

äter.

alle, 31. Januar 1918. Der Magiſtrat.
Ktadt-ſheater

Freitag, den 1. Februar: bnmet in elſegr mm
Anfang 7,30 Uhr. Ende 11 Uhr Sonntag, den 3. Febr. 1918

Don Juan abends 7 Uhr
e hart cöhrmarkt in Pulsnit

Sonnabend nachm.: Aſchen
brödel, abends: Doktor Dionyſiſcher Schwank
und Apotheker. von Harlan.
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Halle und Saalkreis.
Halle, 31. Januar 1918.

„Muß ich nachdienen?“
Dieſe Frage iſt jetzt im Munde aller Eingezogenen. Sie wollen

wiſſen, ob ſie nach Kriegsſchluß noch weiter dienen müſſen oder nicht.
Es handelt ſich zweifellos um eine ſehr wichtige Frage. Der ſozial-
demokratiſche Reichstagsabgeordnete Genoſſe Stücklen ſchreibt
darüber in ſeiner MilitärKorreſpondenz:

„Nach der Wehrordnung beſteht der Landſturm aus allen Wehr-
pflichtigen vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 45. Lebens-
jahr, welche weder dem Heere noch der Marine angehören. Es iſt
zu unterſcheiden zwiſchen Wehrpflicht und Militärpflicht. Wehr-
pflichtig iſt jeder junge Mann vom 17. Lebensjahre ab; militär-
pflichtig dagegen erſt vom 1. Januar des Jahres ab, in dem er das
90. Lebensjahr vollendet. Jm allgemeinen findet alſo eine Ein-
ziehung der jungen Leute erſt mit dem vollendeten 20. Lebensjahre
ſtatt. Jetzt im Kriege iſt auf die jüngeren Jahresklaſſen zurückge-
griffen und jeder Eingeſtellte aus dieſen jüngeren Jahresklaſſen
erfüllt ſeine aktive Dienſtzeit und iſt ſomit aus dem Landſturm aus
geſchieden. Das feſtzuſtellen iſt wichtig, weil mit dem Moment der
Auflöſung des Landſturms, die durch kaiſerliche Verordnung zu ver
fügen iſt, alle Landſturmpflichtigen zu entlaſſen ſind. Die mittler-
weile zum aktiven Dienſt eingezogenen jungen Leute werden alſo
bei Auflöſung des Landſturms nicht entlaſſen, weil ſie aus dem
Landſturm bereits ausgeſchieden ſind und bleiben demnach bis zur
Exfüllung ihrer aktiven Dienſtzeit im Heere zurück.

Der Landſturm ſcheidet, wie erwähnt, mit ſeiner Auflöſung
endgültig aus dem Dienſte aus. Dagegen können Mannſchaften
des Beurlaubtenſtandes (Reſerviſten, Landwehrleute und Landſturm
leute) nach der Demobilmachung, wenn es die militäriſchen Jnter-
eſſen erfordern, im Dienſte zurückbehalten werden und entweder
zur Auffüllung der, Friedenstruppenteile auf die Erſatzſtärke, zur
Bildung und Erhaltung von Truppen, zur Bildung von Okkupa-
tionstruppen oder zur Abwicklung der mit der Demobilmachung zu
ſammenhängenden geſchäftlichen Arbeiten, ſowie zur Rechnungs-
legung verwendet werden. Jn letzterem Falle kann die Zurückbe-
haltung mit Genehmigung des Generalkommandos bis zu vier
Monaten dauern, darüber hinaus jedoch nur mit ausdrücklicher
Genehmigung des Kriegsminiſteriums. Bei der Auswahl der Zu
rückbehaltenen müſſen die wirtſchaftlichen, dienſtlichen und perſön-
lichen Intereſſen berückſichtigt werden. Eines Einverſtändniſſes der
Betreffenden bedarf es dagegen nicht; doch iſt die Zugehörigkeit zu
den Jahresklaſſen zu berückfichtigen.“

Alſo die jungen Leute müſſen weiter dienen, wenn ſie ihre
geſetzliche zwei- oder dreijährige Dienſtzeit bei Kriegsſchluß noch
nicht abgeleiſtet haben; die Reſerviſten, Landwehrleute und Land
ſturmleute können (nicht müſſen) nach Kriegsſchluß bis zu vier
Monaten zurückgehalten werden, darüber hinaus nur mit ausdrück
licher Genehmigung des Kriegsminiſteriums. e

Schwurgericht Halle.
Vom Schwurgericht wurde in der zweiten und letzten Sitzung

dieſer Tagungsperiode der des Mordes an dem Fuhrwerksbeſitzer Grube
in r angeklagte Arbeiter Wilhelm Rettig in Oſendorf wegen vor
ſätzlicher k e Mißhandlung mit Todeserfolg unter Verſagung
mildernder Umſtände zu ſechs Jahren Zuchthaus und Verluſt der bür
gerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von zehn Jahren verurteilt.

er Angeklagte iſt 45 Jahre alt und bereits mehrfach, unter anderm
auch mit Zuchthaus h Er wurde beſchuldigt, am 21. Juni
1017 abends zwiſchen 115 und 12 Uhr auf dem die „Aue“
einem w. in der Nähe von Oſendorf, den Fuhrwerksbeſitzer
rn rube aus Oſendorf vorſätzlich und mit Ueberlegung ge

en.u hat er mit Grube in Streit gelebt, weil Grubes Hühner

gelegentlich auf R.s Acker e Während einer mündlichen Aus
einanderſetzung hat er G mit der Hacke geſchlagen und gedroht,

einen Schuß beizubringen. Jm Frühjahr vorigen Jahres iſt
rube wegen der Hühner in Polizeiſtrafe genommen worden; er hat

Beilage
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zur Volksſtimme.
Halle, Donnerstag den 31. Jannar 1918. 2. Jahrgang.

e

gerichtliche Entſcheidung beantragt, ſpäter aber den Antrag zurück
genommen und gezahlt.

Der Angeklagte bekundet zur Tat, daß er an jenem Abend in die
Aue gegangen wäre, um ſich eine Wieſe anzuſehen die er habe pachten
wollen. Hier wäre er Grube begegnet, der hier eine Wieſe beſaß. Sie
wären aneinander vorübergegangen. Auf einmal hätte Grube ihn
von hinten gepackt. Er hätte ſich gewehrt und ſich nach längerem Ringen
genölig geſehen, zur Abwehr ſein Meſſer zu ziehen und Grube damit
an Händen und Beinen Stiche beizubringen. Während der ganzen

hätte er um Hilfe geſchrien. Dann wäre die Pflegetochter des
etöteten dahergekommen, und er hätte ſich entfernt.

Aus den Zeugenausſagen, die größtenteils für den Angeklagten
belaſtend ausfallen, ergibt ſich, daß der Angeklagte mit ſeiner Tat
renommiert und den ihm Entgegenkommenden u. a. zugerufen hat:
„Geht hin! Da liegt erl Dem hab ichs gut gegeben! Er hat mich an-

en; aber ich hab ihm ſo viel gegeben, daß er genug hat. Nun
önnt ihr ihn nach Hauſe ſchleppen.“ Minna Grube hat den Angeklagten

auf ihrem Vater, der bei ihrem Eintreffen ſchon tot war, knien ſehen
und um Hilfe ſchreien hören. Ein Zeuge bekundet, daß er dem An-
geklagten auf dem Wege zur Wieſe begegnet ſei und bemerkt habe,
daß unter ſeiner Jacke ein Knüppel hervorragte. Junge Leute, die in
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im Ausland und in der Heimat iſt ſo geſpannt wie

noch nie!

Wird es Hrieden geben?
Wird der Frieden an annexioniſtiſchen Treibereien

ſcheitern?

Wird das Proletariat ſtark genug ſein, den Verſöhnungs
frieden herbeizuführen?

Ueber alles unterrichtet die Volksſtimme ſchnell und gut.
Wer aber im beſonderen den Verſöhnungsfrieden will,

der abonniere die

„Volksſtimme“
Sie kämpft für ſeine Jdeale unermüdlich!

der Elſter badeten, haben den Angeklagten um Hilfe ſchreien hören.
Einige Frauen haben ihm ins Geſicht geſagt, daß er nur deshalb ge
ſchrien habe, um den Verdacht von ſich abzulenken.

Von den Leumundszeugen wurde Grube als rechtſchaffen, ruhig
und beſonnen geſchildert. Für den Angeklagten günſtig iſt nur das
Zeugnis des Fabrikdirektors Hartenſtein, das indeſſen die Zeit vor
dem Kriege betrifft. Die übrigen Zeugen ſchilderten ihn als gewalt-
tätig, reizbar, roh, Meſſerſtecher, Unruheſtifter, Dieb, gemeingefährlich,
Schrecken des Dorfes.

Der Staatsanwalt bemühte ſich in eingehender Darlegung aller in
Betracht kommender Momente, die Tat als Mord zu kennzeichnen. Den
Geſchworenen wurden acht Schuldfragen zur Entſcheidung vorgelegtJhr Spruch lautete auf ſchuldig der vorſätzlichen körperlichen Miß

handlung mit Todeserfolg und Verſagung mildernder Umſtände.Der Staatsanwalt beantragte zehn Jahre Zuchthaus. Das Urteil

lautete auf ſechs Jahre Zuchthaus und 10 Jahre Ehrverluſt.
Die Sitzung war erſt kurz nach Mitternacht beendigt.

Warnung des Generalkommandos. Der ſtellvertretende Kom
mandierende General des IV. Armee-Korps hat an die ſtreikenden
Arbeiter die Aufforderung ergehen laſſen, die Arbeit bis Don-
nerstag, 31. Januar, 9 Uhr vormittags, wieder aufzunehmen. Für

diejenigen Betriebe, in denen dieſem Erſuchen nicht entſprochen wird,
iſt die Militariſierung angekündigt. Dieſe Maßnahme würde be
deuten, daß für alle Perſonen des Betriebes ein Verbot der Arbeits
niederlegung unter Androhung ſchwerer Strafe erfolgt. Wehrpflich-
tige werden zum Heeresdienſt eingezogen und unterſtehen den
Kriegsgeſetzen.

Verbotene Verſammlung. Die Unabhängigen hatten für
Donnerstag abend eine öffentliche Verſammlung nach dem Volks
park einberufen, in der der Reichstagsabgeordnete Vogtherr über
den Wahlrechtskampf in Preußen ſprechen ſollte. Dieſe Verſamm-
kung war auch urſprünglich genehmigt, ſie iſt aber jetzt vom General-
kommando verboten worden.

Keine Kürzung der Brotrationen. Es gehen Gerüchte in der
Stadt, daß eine Kürzung der Brotrationen für Schwer und
Schwerſtarbeiter ſtattfinden ſolle. Wie wir von zuſtändiger Seite
erfahren, findet eine ſolche Kürzung nicht ſtatt.

Von der Gewerbeinſpeklion Halle wird auf folgendes hin
gewieſen: Kürzlich ſind für die nach dem Geſetz über den vaterländiſchen
Hilfsdienſt vorgeſchriebenen Arbeiterausſchüſſe in kriegswichtigen
trieben mit mehr als 50 Arbeitern vom Miniſter für Handel und Ge-
werbe neue Beſtimmungen erlaſſen worden, die nicht unweſentlich von
den früheren abweichen. So muß z. B. von dem Ausſchuß ein Obmann
und cin Schriftführer mit Stellvertretern gewählt werden. Die Zu
ſammenſetzung des Ausſchuſſes iſt unter Bezeichnung des Obmanns,
des Schriftführers und ihrer Vertreter im Betrieb durch Anſchlag be
kannt zu machen. Für jede Sitzung iſt eine Tagesordnung feſtzuſtellen,
Der Ausſchuß kann auch ohne den Unternehmer, der ihn ſonſt einzu
berufen hat, tagen, und zwar auf Einladung des Obmanns. Die Ge

keit der Wahlen zu entſcheiden, ſondern auch über die geſetzliche Not-
wendigkeit des Ausſchuſſes, ferner über die Wahlberechtigung und Wähl
barkeit, über die Geſchäftsführung der Ausſchüſſe und über andre

kann weiterhin, wenn kein Ausſchuß gebildet wird, das Notwendige zur
r des Arbeiterausſchuſſes veranlaſſen, abgeſehen davon, daß er
auch Zwangsſtrafen gegen den Unternehmer feſtſetzen kann. Es
empfiehlt ſich, daß alle Betriebe, in denen ein Arbeiterausſchuß vorhanden
iſt, ſich den neuen Beſtimmungen des Miniſters fr Handel und Gewerbe
(vom 31. Dezember 1917) beſchaffen. Dieſe Beſtimmungen können u.
a. von Carl Heymanns Verlag, Berlin W 8, bezogen werden. Nähere
Auskunft über die Beſtimmungen werden von der Gewerbeinſpeklion
bereitwilligſt erteilt.

Städtiſches Noigeld. Wie zu Beginn des Krieges, ſo ſtellte ſich
auch im Laufe des Jahres 1917 an vielen Orten des Reiches ein
großer Bedarf an kleinen Münzen heraus. Er erwies ſich von
neuem unumgänglich, ſogenantes „Notgeld“ in den Verkehr zu bringen.
Um Mißbräuchen zu begegnen, wurde vom Reiche bei der Zulaſſung der
Ausgabe ſolchen Geldes die Bedingung geſtellt, ein dem auszugebenden
Geldbetrag entſprechendes geſperrtes Guthaben bei der Reichsbank
einzuzahlen und zu halten. Es ſind eine Anzahl Erlaſſe herausgegeben
worden, die den Verkehr mit dem Wechſelgeld regeln. So wurde den
Eiſenbahn und Poſtverwaltungen die Annahme des Notgeldes ge
ſtattet uſw. Nach den bisherigen Feſtſtellungen der Reichsbank ſind von
357 öffentlichen und privaten Stellen „Notgelder“ ausgegeben worden.
Die Summe der ausgegebenen Pregheenn beziffert ſich auf acht
einhalb Millionen Mark. Auf Preußen entfallen davon fünf bMillionen Mark. Am verhältnismäßig umfangreichſten iſt chen

Lothringen, nämlich mit zweidreiviertel Millionen Mark vertreten.
Unter den 357 Ausgabeſtellen befinden ſich 105 private, wie Banken
uſw. Die ausgegebenen Wertzeichen ſind in Art, Stückelung uſw.
äußerſt verſchieden. Vorherrſchend iſt das Papiergeld; nur in kleinen
Mengen ſind Metallprägungen anzutreffen. Zum Teil hat das Papier-
geld auch humoriſtiſchen Aufdruck; gegen Unfug, der dem Ernſt der
Zeit nicht entſpricht, iſt aber eingeſchritten worden. Zwanzig, Zehn
und Fünfpfennigſtücke oder Scheine ſind nur im Geſamtbetrage von
etwa 15 000 Mark ausgegeben worden. Häufig ſind die ausgegebenen
Wertzeichen ſchon wieder eingezogen worden.

Zuckererſaß und Marmelade aus Zuckerrüben. Vom Haus
frauenverein einer Nachbarſtadt wird geſchrieben: Wir möchten den
Hausfrauen dringend raten, ſich mit Zuckerrüben zu verſorgen, ſolange
es noch Zeit iſt, weil ſie uns am beſten den fehlenden Zucker erſetzen
können. Allgemein bekannt iſt wohl das Einkochen der Zuckerrüben
zu Saft und Mus als Brotaufftrich, doch erfordert es viel Mühe und
Zeit und große Mengen Rüben, die ſich nicht jeder beſchaffen kann. Be
ſonders ſchön iſt das Mus, dem Pflaumenmus täuſchend ähnlich, wenn
man in dem Rübenabkochwaſſer durch den Wolf gedrehte Mohrrüben
mit Musgewürz dick und tiefbraun einkocht und den ZuckerrübenRück

Liſette.
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Von O. Bilſener.
Deutſche Uebertragung von Hermine SchmidtLahr.

Ein gemeinſames Geſpräch des Vierblattes zeigte die
vollkommene Harmonie aller Beteiligten und brachte alles
ins Reine, was in dem Sondergeſpräch ausgeheckt worden
war. Die Hochzeit ſollte in der kürzeſten, vom Geſetz be
meſſenen Friſt ſtattfinden. Feierlichkeiten wollte man ſich
ſparen. Nachher ſollte Edgar ſich auf der Meierei nieder
laſſen, die er auch ſpäter übernehmen würde, da ſie bedeu-
tend ventabler als das gut war. Vor der Hochgeit ſollte
er noch eine Reiſe m um modernere ſchinen für
die beiden Betriebe einzukaufen. Das hatte der Vater Roels
en um allen unangenehmen Zwiſchenfällen vorzu

en.
Stunden ſpäter ſah Vanlier, deſſen Naſe überall herum

ſchnüffelte, den Anſchlag am Rathaus, der die bevorſtehende
Heirat zwiſchen Edgar Roels und Hanne Landsvrengd aus
der Gemeinde Berkenloo, 7 Meilen jenſeits der walloniſchen
Grenze ankündete. Sein allergefährlichſter Nebenbuhler war
nun alſo außer Spiel.

Atemlos rannte er, es Nolfs mitzuteilen. Das heißt, ſie
wußten es natürlich ſchon? Nicht wahr? Sein Beſuch ſollte
ja nur durchblicken baſſen, daß er, um ſo mehr als der einzig
nun Uebriggebliebene, immer noch hoffe. Der Dorfſchelm be
ſaß aber nicht ſo viel Glaubwürdigkeit, daß Nokf ihm traute,
und er eilte darum, ſich ſelbſt zu überzeugen. Aber
er das Flimmern vor den Augen oder ſtand das Un iche

aller Einfachheit hier öffentlich r

Seine J R ren 7 mu eeine zweife r ehen: Der junge Roel
Lifette, em er ſich ausgiebig mit ihr eingelaſſen hatte,

nun I ſitzenAber zum Glück hatte er ja etwas in Händen, um dieſen
Schhag abzuwenden! Mit den koſtbaren Dokumenten, der
anvonymen Liebeserklärung und dem Hochzeitsverſt auf
Stempelpapier bewaffnet, platzte er bei Roels hinein. Hämiſch
aber mit gebieteriſcher Miene entfaltete er vor den Augen des
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verblüfften Pächters die verräteriſchen,
Schriftſtücke, die ihn retten ſollten.

Als Roels der koſtbaren Dokumente anſichtig wurde, lachte
er laut auf. Das ſollte die Schrift ſeines Sohnes ſein?
Warum nicht gar? Nolf beſtand darauf und ſchwor Stein
und Bein, ſich der Heivat zu widerſetzen und ſeiner Tochter
ihren Verlobten zu erhalten. Die Unterredung war von
kurzer Dauer. Roels machte kurzen Prozeß. Er ſetzte den
Biedermann vor die Tür und riet ihm, ſeiner Unverwund-
barkeit ſicher, ſeine Anſprüche gerichtlich durchzuſetzen, wenn
er ihrer denn ſo ſicher ſei. Dann rieb er ſich die Hände vor
Vergnügen darüber, daß ſein Sohn durchtriebener war, als er
je gedacht hatte.

Nolf war beſtürzt, aber keineswegs überzeugt und rannte
ſpornſtreichs zum Advokaten, der gerade auf ſeinem Hänge-
boden ſeine Betrachtungen über den Winetrſchlaf der bäuer-
lichen Prozeßluft anſtellte.

Aber Meiſter Michaurx, dem alles daran lag, die Sache aus
der Welt zu ſchaffen, riet Nolf, auf ſeiner Hut zu ſein und
legte ihm äußerſte Vorſicht ans Herz, wenn er ſich nicht eine
Gefängnisſtrafe wegen Verleumdung zuziehen wolle. Denn
was die Handſchrift Edgar Roels betraf, ſo war dieſe hier
weit entfernt davon, ihr zu gleichen. Er kannte die Züge des
jungen Mannes ganz genau, ſie waren ganz anders. Am
beſten wäre es ſogar, Nolf verbrenne den ganzen Wiſch, um
einer Klage ſeitens Roels zu entgehen.

Das ins Feuer werfen? Er dachte nicht daran! Und
wütend über den Hereinfall, in den er ſich unter keinen Um
ſtänden finden wollte, begab ſich Nolf in eine Schenke, wo er
ermutigt durch einen kleinen Schwips die Sachen herumzeigte
und beſchwor, nicht von ſeinen Anſprüchen abzulaſſen. Am
andern empfing er jedoch eine Botſchaft von Noels
dahinl daß er im Wiederholungsfalle eine Klage zu
gewärtigen habe. Und ſchleunigſt verſchwanden die Schrift
ſtücke im Feuer.

Als Lifette von dem Verrat erfuhr, war ihr Unglück
grenzenlos. Nun war die Lage noch viel ſchwerer als damals
nach der Unglücksmacht, denn nun konnte es nur noch kurze
Zeit dauern, bis ihr Zuſtand jedermann offenbar war und
ſie zum Geſpött der klatſchſüchtigen Dorfbevölkerung wurde,
die ſich ſchon weidlich darüber beluſtigte, daß der Tänberich
ihr nicht ins Netz gegongen war.

unbeſtreitbaren Als der erſte Tränenſtrom verſiegt war und ſie ſich zu
denken fähig fühlte, beſch ß ſie ein großes Wagnis. Auf eine
ſchamloſe Lüge durfte es ihr nicht mehr ankommen, ſie ergab
ſich ja nur als Folge der erſten ihr von der Not aufge
drungenen. So konnte es ihr vielleicht gelingen, den Flit
tigen zurückzurufen. Daran hing ihre Ehre, vielleicht ihr
ganzes Leben.

Und ſo ſah ſie denn Vater Roels eines Nachmittags im
ſtrömenden Regen ankommen, als er gerade in dem kleinen
zum Bureau hergerichteten Zimmerchen ſeine Zeitung las und
ſeine Pfeife mit dem ſchönen Meerſchaumkopf rauchte. Er
kannte ſie nicht mehr und nicht weniger als irgend welche
andre junge Dorſſchöne.

Mit vor Bewegung zitternder Stimme erzählte ſie ihre
kurze Geſchichte, klagte, daß ſie ſchwanger von Edgar ſei, der

der andern brechen und zu ihr zurückkehren.
Roels hatte, nachdem ihm Nolf die Papiere unter die

Naſe gerieben hatte, eine Unterredung mit ſeinem Sohn ge
habt. Obgleich er von ihm erfahren hatte, daß das Mädchen
keineswegs unnahbar geblieben war, berechnete er ſich doch
durch Vergleich der Daten, daß die Schwangerſchaft entweder
ein Schwindel ſei oder daß auch ein andrer an der Gunſt
des liebenswerten Kindes teilgenommen habe.

Seine Antwort war daher durchaus ablehnend. Edgar
könne nicht zur Verantwortung gezogen werden. Außerdem
war kein Heiratskontrakt unterzeichnet. Es war abſolut nichts
zu machen. Das Tuch, das bisher ihre Schultern bedeckte,
entglitt ihr und enthüllte ihre üppigen Formen. Jhr Buſen

aus ihren ſchönen goldumrandeten Augenſternen. Sie ſchien
in ihrer Faſſungsloſigkeit dem alten Wüſtling ſo ſchön,
er ſeine längſt verbrauchten Triebe ſich jugendlich regen
fühlte. Wie konnten ſich auch die vierſchrötigen plumpen und

geudete, ſehen laſſen neben dieſem taufriſchen und locken
Mädchenkörper! Sie war mit flehender Gebärde vor ihm in

werbeinſpektionen haben jetzt nicht nur über die Anfechtung der Gültig

Streitigkeiten, die aus den Wahlen entſtehen. Der Regierungspräſiden“

hob und ſenkte ſich ſie rang die Hände und Tränen perlten

verſchwitzten Stallmägde, an die er ſeine letzten Lüſte ver

die Knie geſunken. Er ſtieß ſie nicht zurück und ſtrich väter
lich und bedachtſam über die ſchwellenden Glieder. Es kamen
ihm eigene Jdeen. Und mit tröſtenden Worten und klopfen
den Pulſen entließ er ſie. Sie ſolle ſich doch nicht ſo aufregen
man hatte ja doch noch Freude.

(Fortſetzung folgt.)

h

ſie jetzt in ihrem Unglück ſitzen laſſen wolle. Er müſſe mit J
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Kümmel (Meerrettichwürfel, wenn man ſie hat) in einen Steintopf,
Eſſßig, er und Salz auf, tut eine Meſſer rote Fruchtfarbeund l dieſe tiefrote Lutſigtet heiß über die noch warmen

Sainect und ſieht aus wie rote Beetel Will man nicht

umgehend Jur uer en Jeder, der unrechtmäßigerweiſe

G für kriegsgefangene Deutſche“, „Ausſchuß zur Ermittl

Fcht vazu nimmt. Ratſam iſt nun, einmal wöchentlich einen
in Scheiben geſchnittene Zuckerrüben z kochen, und r zwei
eimal in erneutem Waſſer. Die Abkochwa eßt man zu

in einen zweiten Topf und läßt ſie über in der
ehend dicklich einkochen, füllt in ein Einmachglas und verwendet

Saft zu Suppen, Speiſen, Backwerk, zu denen man ſonſt Zucker
zurückgebliebenen Scheiven ſchichtet man mit etwas

laſſen ſich die Scheiben gut verwenden zwiſchen Gemüſeſalat,
[ſalat oder auch zum Strecken von Schmorkohl und polniſchen
n (ſüßſauer). Für kinderreiche Familien iſt ratſam, einen Teil

J Rückſtandes durch den Wolf zu treiben und die ſüße Stadt
elade damit zu vermehren, damit ſie die Woche durch reicht.
Bulter muß ohne Verpackung gewogen werden. Seit der Herab

ſetzung der wöchentlichen Speiſefettmenge auf 70 Gramm, wovon nur
30 Gramm auf Butter entfallen, iſt jeder Haushalt noch weit mehr
als bisher darauf angewieſen, jedes Gramm Butter und Margarine
auszunutzen. Um ſo unangenehmer macht ſich die noch immer ge-
übte aber verbotswidrige Gepflogenheit des Butterkleinhandels fühlbar,
die geringen Speiſefettmengen mit Papier, und oft recht dickem, ſtarkem
Papier, zu verwiegen. Wiederholte Feſtſtellungen haben ergeben, daß
von den 70 Gramm Speiſefett 5 bis 10 Gramm allein auf das Papier
entfallen. Das braucht ſich die kaufende Bevölkerung nicht gefallen
zu laſſen. Dem Kleinhandel wird von den ſtaatlichen und kommunalen
Verteilungsſtellen das Speiſefett unter Berückſichtigung von Schwund
und Einwiegen zugeteilt. Wenn die Kleinhändler ſich weigern ſollten,
Speiſefett in mitgebrachte Gefäße zu verwiegen oder wenn ſie gar
Mindergewicht geben, ſo empfiehlt es ſich dringend, die zuſtändige

Gemeindeverwaltung anzurufen. n wigeiclt
Jur Herabſetzung der Seifenpulvermenge wird amtlich mitgeteilt:Die an ſrbeee Srittein die in den letzten Monaten immer

mehr zugenommen hat, wird dadurch heroorgerufen, daß die laufende
Erzeugung an calzinierter Soda in wachſendem Maße für die Bedürf

e der Heeresverwaltung in Anſpruch genommen werden muß. Die
Seifeninduſtrie iſt für die Herſtellung ihrer Erzeugniſſe derart auf cal
Inierte Soda angewieſen, daß trotz aller Bemühungen der Seifen
herſtellungs- und Vertriebsgeſellſchaft, durch eine veränderte Erzeugung
des Seifenpulvers den Ausfall an Soda einigermaßen gen
Waſchmittel in genügendem Maße nicht hergeſtellt werden konnten.
Um zu vermeiden, daß einzelne auf die in ihren Händen befindliche
Seifenkarte überhaupt nichts erhalten, mußte eine r. der
gegen die Karte zur Ausgabe kommenden Mengen an Seifenpulver
angeordnet werden. Es iſt aber in Ausſicht genommen, ſobald wieder
reichlichere Sodazuteilungen an die Seifeninduſtrie werden erfolgen
tönnen, die Zuteilungsmenge an Seifenpulver wieder auf die alte
Höhe heraufzuſetzen.

Leere Flaſchen zurückgeben. Es iſt darüber Klage geführt
worden, daß die Schwierigkeiten der Brauereien und er nſ
ſabriken in der ordnungsmäßigen Verſorgung des Heeres, der La-
zarette und der Kantinen der Rüſtungsinduſtrie durch die Zurück-
haltung der leeren Flaſchen vergrößert werden. Dies ge chieht dadurch,
daß Privatperſonen und Gewerbetreibende die Flaſchen, ſelbſt wenn
ſie mit der Firma der Eigentümer verſehen oder ſonſt gekennzeichnet
ſind, für ſich verwenden. Zweifellos trägt auch der im Intereſſe der

tätigkeit und der Rohſtoffverſorgung beinahe überall ins Leben
elene Sammler- und Helferdienſt zu den erwähnten Mißſtänden

ſofern bei, als von den verſchiedenen Stellen Flaſchen, die unver
ägßerliches Eigentum der Brauereien oder Mineralwaſſerfabriken ſind,

derartigen Sammlungen mit abgenommen wurden. Von der
iverwaltung wird daher dringend erſucht, die geliehenen

n

zurückhält, macht ſich der Unterſchlagung ſchuldig.

Städtiſche Möbelbeſchaffung auch in Halle? Wie die Saale
Zeitung erfährt, iſt in Halle ebenfalls die Errichtung einer ſtädtiſchen
Möbelbeſchaffungsſtelle geplant, die in Form einer gemeinnützigen Ge-
ſellſchaft m. b. H. demnächſt entſtehen wird und die Beſchaffung
billiger Möbel für die bedürftigere Bevölkerung zum Ziele hat. Der
Stadtverordnetenverſammlung wird demnächſt eine entſprechende Vor
lage zugehen.

Wünſche der Lehrerſchaft wurden jetzt in einer Verſammlung
des Lehrervereins für Halle und Umgegend geäußert. Eine grundſätz-
liche Regelung, ob das Gehalt als Lohn oder Entſchädigung anzuſehenſei, iſt ſehr wichtig. Die Achtung des Familienlebens un beſondere

Kinderzulagen ſei gerecht, ebenſo das geringere Gehalt der Junggeſellen
bzw. eine derartige Beſteuerung. Da ſelbſt der Städtetag bei den
ſteigenden Kriegsausgaben zur Erleichterung der Kommunallaſten die
Uebernahme der perſönlichen Volksſchullaſten durch den Staat fordert,
ſo wäre es erwünſcht, wenn der Staat auch die Beſetzung der Schul
ſtellen übernimmt, zumal ſich manche Gemeinden weigern werden,

gsbeſchädigte oder erkrankte Lehrer anzuſtellen. Der Verein wünſcht
b eine radikale Löſung: Nur die ſächlichen Laſten (Schulgebäude)

tragen die Gemeinden, wodurch der kommunale Charakter der Volks-
ſchule gewahrt bleibt, der Lehrer aber wird Staatsbeamter.

Alle Ausländer auch verbündete und neutrale müſſen im
Veſitze eines gültigen Paſſes oder Paßerſatzes ſein. Wer keinen ſolchen
d beſitzt, oder wenn deſſen Gültigkeit abgelaufen iſt, hat ſich zur

ngung eines neuen Paſſes oder Paßerſatzes an die Polizei-
verwaltung Dreyhauptſtraße 4) Zimmer 52, zu wenden.

Ein Erholungsheim für kriegsbeſchädigte Akademiker. Jn der
aligen Univerſitätsſtadt Helmſtedt hat der Akademiſche Hilfsbund

ſtattliches, ſchön gelegenes Haus mit Garten käuflich erworben, das
als Geneſungsheim für kriegsbeſchädigte Studenten und Akademiker
dienen ſoll und etwa zwanzig Kriegsbeſchädigten Unterkunft gewähren
wird. Auch nicht kriegsbeſchädigten Akademikern wird das Heim, ſoweit

vorhanden iſt, zur Verfügung geſtellt werden. Der beſondere
rakter dieſes Heims, das den Namen „Helmſtedter Burſe“ tragen
liegt darin, daß in ihm Vortragskurſe durch die Dozenten der Helm-
benachbarten Hochſchulen Braunſchweig, Göttingen, Halle

halten werden ſollen, um die kriegsbeſchädigten Studierenden in
Berufsarbeit wieder einzuführen und zugleich die engere Ver

ung den Dozenten und den Akademikern zu fördern. Das
m s Anfang April eröffnet werden wird, iſt eine neue ſoziale
en tung des Akademiſchen Hilfsbundes für den geſamten Akademiker-

NRNagfragen nach vermißten Militärperſonen. Trotz wiedeeholter
Hinweiſe werden immer noch Anfragen nach vermißten Militärperſonen
unmittelbar an Behörden und Vereine des Auslandes gerichtet. Da ein

ttelbarer Verkehr mit dem feindlichen oder neutralen Auslande aus
ſchen Gründen nicht zuläſſig iſt, die an ſolche Stellen gerichteten

alſo immer erſt angehalten und den zuſtändigen Siellen über
werden müſſen, ſo wird erneut darauf aufmerkſam gemacht,

zur Ermittlung vermißter Militärperſonen lediglich die tral
isbureaus der vier deutſchen Kriegsminiſterien und des Reichs
mis ſowie die zuſtändigen Einrichtungen des deutſchen
Kreuzes in Anſpruch genommen werden dürfen. Die dis ins
ausgearbeitete Organiſation des deutſchen Roten Kreuzes ſteht in

em Verkehr mit den Nachweis Bureaus der feindlichen
iniſterien und verfügt auch ſonſt über zahlreiche ausländiſche
ngen. Die örtlich zuſtändigen Stellen, die meiſt den Titel

Ver
tern

daß

oder ähnliche Namen führen, ſind auf dem in allen P
enden Merkblatt für den Poſtverkehr mit Kriegsgefangenen“

Im Zweifelfalle wende man ſich an das Zentralkomitee
n Vereine vom Roten Kreuz, Abteilung für Gefangenen
rlin SW. 11, Abgeordnetenhaus, den a Landes-

vom Roten Kreuz, Ausſchuß für deutſche Kriegsgefangene, HamFerdinandſtraße 75 (für Norddeutſchland), oder hen Verein vom

Kreuz, Ausſchuß für deutſche Kriegsgefangene, Frankfurt a. M.,
114 (für d und Weſtdeutſchland), die die zuſtändige Stelle

werden.

I

2 aaſreſ. In dem Re 1917de n n e te eMillion Mark erhöhte, beträgt der L im laufenen
dem 4. Kriegsjahre, über 5 Millionen M. Auf 35 313 063

St W Wir 7 gegen 30 014 003 M.
im a enmit 979 124 M. im Je h
gebnis wäre noch ender wenn nicht Zeichnungen auf
zwei Kriegsanleihen abzubuchen geweſen wären. alle
anleihen hat die Kaſſe für ſich und ihre Sparer 42 940 M. unter
gebracht. An Sparkaffenbüchern ſind 45 572 Stück in Umlauf.

Theater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Stadttheater.

Jngendfreunde. Luſtſpiel von Ludwig Fulda. „Man
kann zu viert befreundet, zu ſiebent aber nicht a
das iſt die eine ral von dieſer Geſchicht', die uns Ludw ulda
da auf liebenswürdige Art beibringt. Und die andere iſt etwa:
„Der Menſch, der nicht heiratet, hat ſeinen Beruf verfehlt“, oder
auch: „Es verfällt ſeinem Schickſal, und wenn er ſich gleich

hnmal hinter einer Kameradſchaft zwiſchen Mann und Weib ver
teckt'. Die Demonſtrationsobjekte aber dieſer Moralitäten ſind
vier wackre, treue Freunde, die lange, lange Jahre unentwegt zum
revolutionären Banner des eingefleiſchteſten Junggeſellentums ge
ſtanden haben, die aber bis auf einen urplötzlich zu Ueberläufern
unter die r Küchenſchürze des Geehelichtſeins werden,„als ihre Jen erfüllet ward“, und die am Ende beinahe ſelbſt noch
im mörderiſchen Bruderkampfe gegeneinander rennen, nachdem ſie

mit der Ehe ſozuſagen auch Verantwortlichkeiten gegenüber den
ſpitzigen Zeugen ihrer Frauen ja, dieſe Frauen übernommen
aben. Dieſer eine aber, dieſer Roland ildträger, der bis zuletzt
urz vor dem Fallen des Vorhanges, bis alſo da ſeine vier

Aufzüge herunter hat aufrechtſtehend für die goldene Freiheit des
Mannes ficht, auch er muß am Ende vor dem allgewaltigen, über-
mächtigen, dabei freilich meiſt ſehr gern hingenommenen Schickſal
die Waffen ſtrecken, und nur die eine Hoffnung bleibt dem ob ſoviel
Mannesmut hegeiſterten Zuhörer, daß dieſe tapfere Haltung auch
durch ein entſprechendes Geſchenk des Himmels belohnt wird, wo-
zu. allerdings nach dem Gehaben ſeiner Lebenskameradin alle
Ausſicht beſteht. Dieſe Demonſtrationen nun führt uns Fulda auf
eine recht unterhaltſame Art vor, und da er trotz des luſtſpiel-
mäßigen Charakters ſeines Stückes mit ſehr gut geſehenen Typen
und ebenſo gut erlauſchten Wahrheiten kommt er gibt ſich immer
literariſch, verſchmäht alſo jede Poſſenreißerei ſo kann man ſogar
einen Gewinn über das Unterhaltſame hinaus getroſt mit nach
Hauſe tragen.

Die Aufführung war ganz dem Stück entſprechend. Herr
Kriwat endlich konnten wir ihn auch einmal auf der Bühne,
ſtatt immer nur dahinter ſehen! gab den letzten der vier Auf-
rechten maßvoll, natürlich, gewandt, vollkommen der Künſtler, der
nicht nach Pointen haſcht, ſondern der eine einheitliche, wohlüber-
legte, vom Geſtaltungswillen gänzlich beherrſchte Leiſtung bietet.
Eine ausgezeichnete Partnerin war ihm Fräulein Troeger, die
als Aufrechte des anderen Geſchlechts wieder durch ihr einfaches,
dabei ſo natürliches und libenswürdiges Spiel ordentlich lieb ge-
wann. Ueberraſchend gut war auch Herr Kühn als Muſikſchrift-
ſteller Winkler (einer der Ueberläufer), den er beſonders vorteil-
haft don der Seite des Empfindſamen nahm. Die übrige Beſetzung
mochte mehr oder weniger angehen. Unmöglich und ger aus dem
Rahmen des ſonſt ſehr einheitlichen Spiels herausfallend war nur
Herr Eckhardt als Techniker, vor allem durch die ihm eigene
Uebertreibung und Verzerrung ſowohl in n das Sprechen
wie die völlig unſchönen Bewegungen. Jm übrigen hatte Herr
Kriwat wieder ein ſchönes Bühnenbild mit fein fek-
ten geſchaffen. Die Frage iſt hur, ob man es alle vier Akte bei
einer Szenerie laſſen ſollte der Monotonie wegen, die daraus
entſteht ſelbſt wenn der Verfaſſer es vorſchreiben würde. ew.

Stadttheater. Heute, Donnerstag, wird „Undine“, Freitag
„Don Juan“, Sonnabend „Doktor und Apotheker“, nachmittags
314 Uhr zum letztenmal „Aſchenbrödel“ gegeben. Sonntag nach
mittag 334 Uhr iſt Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen:
„Die Fledermaus“, abends 716 Uhr „Othello“. Jn Vorbereitung
befindet ſich Schillers „Braut von Meſſina“ und Cornelius Oper
„Gunlöd“ in der Bearbeitung von Wilhelm von Baußnern.

Künſtlerverein a. d. Pflug. Auf dem letzten Geſchäftsabend
wurde beſchloſſen, dem „Deutſchen Ausſchuß für Kunſt“ beizu-
treten, der gegründet worden iſt, um die geſamten Jntereſſen
der bildenden, redenden und ſpielenden Künſte wahrzunehmen. Jn
nächſter Zeit ſoll im engeren Kreiſe ein literariſcher Abend ver
anſtaltet werden. Der Jahresbericht und der Kaſſenbericht für
1917 ergaben ein günſtiges Bild, ebenſo der abſchließende Bericht
über das Ergebnis der Spätherbſtausſtellung.

Aus der Provinz.
Niedrige Pachtpreiſe für Domänen.

Die bei zahlreichen Verkäufen von ländlichen Gütern beobachtete
ſtarke Wertſteigerung des land wirtſchaftlich nutzbaren Bodens wird
durch die Ergebniſſe der Neuverpachtung von preußiſchen Domänen
im Jahre 1917 nur in veſchränktem Umfang beſtätigt. Von ins-
geſamt 67 Domänen, die neu verpachtet worden ſind, haben 42 einen
um 25 Prozent höhern, 23 einen um 50 Prozent, ſechs einen um
100 und mehr Prozent höhern Pachtzins als in der letzten Pacht
periode, auf das Hektar berechnet, zu zahlen. Es beträgt z. B. der
Pachtzins bei der Domäne Blumenberg im Kreiſe Wanzleben bisher
114.7 Mark, jetzt 132.1 Mark für das Hektar, bei der Domäne
Etgersleben bisher 106.2 Mark, jetzt 127.9 Mark. Die 35 im Jahre
1917 pachtfrei gewordenen Domänen ſind für die neue Pachtperiode,
1917 bis 1935, für 860 190 Mark gegen bisher 697 020 Mart ver
pachtet worden.

Wenn berückſichtigt wird, daß die Domänen des preußiſchen
Staates ſchon immer für einen viel zu billigen Preis verpachtet
worden ſind, iſt die Steigerung der Pachtſummen im Verhältnis zu
den enorm geſtiegenen Preiſen für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe
und der dadurch bedingten Wertſteigerung des ländlichen Grundbe
ſitzes im allgemeinen viel zu gering. Die 35 im Jahre 1917 pacht
frei gewordenen Domänen haben gegen früher einen höhern Pacht-
ertrag von insgeſamt 163 170 Mark gebracht; das macht für jede
der 35 Domänen im Durchſchnitt 4662 Mark. Unter Berückſichtigung die Wa
der gänzlich veränderten Wertverhältniſſe eine lächerlich geringe
Summe.

Noch offenkundiger tritt das zutage bei den beiden Domänen
Blumenberg und Etgersleben. Vor der Reuverpachtung brachte der
Morgen der Domäne Blumenberg 28.70 Mark Pacht, nach der Ver
pachtung 33.92 Mark, alſo nur ein Mehr von 4.385 Mark; Etgers
leben 26.55 Mark, nach der Verpachtung 31.97 Mark, ein Mehr von
5.42 Mark. Nur bei ſtaatlichen Gütern ſind Pachtpreiſe von 38.02
bzw. 31.97 Mark für den Morgen möglich. Der private Grundbeſitz
kennt ſolche niedrigen Preiſe nicht.

Die Pächter dieſer Domänen liefern ihre Grzeugniſſe trotz der
Vergünſtigung, die ihnen der Staat durch die geringen Pachtpreiſe
gewährt, um keinen Pfennig billiger, ſondern ſie nehmen recht gern
die höchſten Preiſe. Der Staat macht ihnen durch die billigen
Pachtpreiſe ein beſondres Geſchenk, das um ſo größer iſt, je mehr
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die Preiſe für Lebe
vorgenommene Verkl
in Frage, Wenn man ferner beachtet, daß die Verteurung der
kand wirtſchaftlichen Produkte ſchon geraume Zeit zurückreicht, die
Neuverpachtungen aber erſt jetzt erfolgt ſind, ſo daß bis dahin die
frühern, noch viel geringeren Pachtpreiſe bezahlt wurden, Kann man
ermeſſen, welche rieſigen Extragewinne der Skaat in ſeiner Für
ſorge für die Herren Domänenpächter dieſen verſchafft hat.

Merſeburg. Ueber die ſtädtiſche Möbelbeſchaffung,
ſo wie ſie der Magiſtrat nach der von uns bereits veröffentlichten Vor-
lage will, iſt es jetzt in der Stadtverordnetenverſammlung zu einer
lebhaften Beſprechung gekommen. Der Bürgermeiſter Dr. Moſebach
erläuterte die Vorlage dahin, daß die Stadt verſuchen will, vor allem
gebrauchte Möbel aufzukaufen, um dieſe dann den jungen Ehepaaren
rig v W ſag e len J r ensſchluß zum zpreiſe zur Verfügung zu ſtellen. e Abgabe ſoll gegen Barzahlungerfolgen, eventue auch gen Stundung des Betrages. Stadtverord-

neter Langer war mit der Vorlage nicht einverſtanden. Alte Möbel ſind
jetzt auch ſehr teuer. Nur neue Möbel zu beſchaffen, iſt auch nicht
ratſam, da man die Wünſche nicht kenne. Das ganze Problem iſt über
haupt ſehr ſchwierig und es bedarf eingehendſter Prüfung. Vor allem
iſt feſtzuſtellen, auf welche Möbel man ſich überhaupt verſteifen wolle,
Viel wichtiger iſt hierbei, endlich die Wohnungsfrage zu berückſichtigen.
Denn wenn keine Wohnungen da ſind, kann auch keine Gründung von
ſelbſtändigen Haushalten ſtattfinden. Dieſe Frage zu löſen, ſollte die
Stadtverwaltung ſich in erſter Linie bemühen. Stadtverordneten
vorſteher Bothe bemerkte, daß die Beſchaffung von Möbeln einer För
derung durch die Stadt wert ſei, da vorausſichtlich lange Zeit nach
Fregetgs Möbel nicht zu erhalten ſein werden. Auch der Löſung
der Wohnungsfrage müſſe hier ernſtlich nähergetreten werden. Stadt
verordneter Höpke vertrat den Standpunkt, daß den jungen Ehepaaren
mit alten Möbeln wenig gedient ſei. Dagegen iſt die Tiſchlerinnung
bereit, zur Förderung der Angelegenheit neue einfache Möbel her
zuſtellen, und zwar ſo, daß ſie in kurzer Zeit lieferbar ſind. Die
Schwierigkeit der Aufbewahrung und das Riſiko falle dann für die Stadt
ort. Jeder Tiſchler ſollte eine beſtimmte Sorte Möbel (wie Stühle,
iſche, Betten, ränke uſw.) herſtellen. Stadtverordneter Witten

becher hielt eg für den beſten, ebenſo Stadtverordneter Kohl.
Bürgermeiſter Dr. Moſebach gab die Erklärung ab, daß der Magiſtrat
glaubte, ſich nicht der Verpflichtung entziehen zu können, dieſe Fürſorge
tätigkeit für unſre heimkehrenden Krieger kräftig zu unterſtützen und
beantrogte deshalb die vorgeſehenen 10 000 Mark. Erſter Bürger
meiſter Hertzog faßte die Meinung der Verſammlung dahin zuſammen,
daß die Stadtverordneten die Bereitſtellung von Mitteln nicht nur
zum Ankauf von alten Möbeln gutheißen, ſondern auch zur Anſchaffung
von neuen Möbeln. Der Magiſtrat kann dieſen weitgehenden Stand
punkt nur begrüßen und wird mit der Tiſchler- Innung in Fühlung
treten. Die Stadtverordneten ſahen daraufhin von einer weiteren
Stellung von Anträgen ab und ſtimmten der Magiſtratsvorlage zu.
Hiernoch erklärte der erſte Bürgermeiſter, daß die Wohnungsſrage an
danernder Gegenſtand der Beratungen und der Fürſorge des Magiſtrats
ſei. Fortgeſetzt erhalte der Magiſtrat die Anweiſurg von den oberen
Behörden, für Wohnungen zu ſorgen, aber das Generalkommando ver-
weigert jede Genehmigung für Neubauten. Von ſeiten der Stadt iſt
alles getan, um die Bauluſt zu fördern, bisher aber ohne ſeden Erfolg.
Wenn dieſer weiter ausbleibt, müſſe die Stadt notgedrungen dazu über
gehen, ſelbſt zu bren. So ſehr der Magiſtrat ſich gach aus wirt-

ſchaftlichen Gründen ſtränbe, die Bauunter rehmer auszuſchalten, es
bliebe hin oder ich's andres übrig, um die große
wenigſtens enras (inzudämmen.

Ausgabe von Lebensmilleln. Für die Zeit vom 3. Februar bis
9. Februar werden auf den Kopf der Bevölkerung zugeteilt: 15 Gramm

Grieß zum Preiſe von 5 Pf. auf Bezugsſchein Nr. 64, 50 Gramm
Suppen zum Preiſe von 8 Pf. auf Bezugsſchein Nr. 65, 250 Gramm
Marmelade zum Preiſe von 45 Pf. auf Bezugsſchein Nr. 66. Der
Verkauf erfolgt von Donnerstag, den 7. Februar, bis Sonnabend, den
9. Februar.

ohnungsnot

u Einziehung des ſtädtiſchen Notgeldes.Die von der Stadt ausgegebenen Kriegsnotgeld-Gutſcheine zu zehn und
fünfzig Pfennig verlieren vom 15. März 1918 an ihre Gültigkeit als
Zahlungsmittel. Die Einlöfung der Gutſcheine hat in der Zeit vom
5. Februar bis 15. März 1918 in der Stadthauptkaſſe Rathaus,
Zimmer Nr. 5 an den Wochentagen von 8 Uhr vormittags bis
1 Uhr nachmittags zu erfolgen. Vom 15. März 1918 an erliſcht die
Erfatzpflicht der Stadt für die Gutſcheine. Während der vorſtehend be
zeichneten Einziehungszeit werden zur Behebung des Kleingeldmangels
ſtädtiſche Kriegsnotgeld-Münzen zu 10 Phaur a en, die nur,
wie die Gutſcheine, Gültigkeit im Stadtkreiſe enfels haben.
Binnen längſtens vier Wochen nach öffentlicher Aufforderung zur Ein
löſung der Münzen haftet die Stadtgemeinde Weißenfels, alsdann
erliſcht die Erſatzpflicht.

Naumburg. Wurſt- und Keſſelbrühe wird von ſetzt an
nur noch gegen eine beſondere Vorbehaltsmarke abg Dieſe An
ordnung geſchieht, da in der W Woche Bezirk 1 auf die Vor
behaltsmarke 27, die gleichzeitig für Knochen war d
wenig Brühe entnommen hat. Vorbehaltsmarke 27 bleibt für alle Be
zirke als Knochenmarke beſtehen und 29 als Brühemarke. Um eine
angemeſſene Verteilung zu erzielen, erfolgt die Abgabe von Knochen
und Brühe nicht an gleiche Bezirke, ſondern im Wechſel.

Zeitz. De Jn der Woche vom 21.bis 27. Januar entfallen auf die h t 225 Gramm
mit Knochen oder 180 Gramm ohne n. Wurſt jeder Art
gilt als Fleiſch ohne Knochen.

Rentengahlung. Jnfolge der beſtehenden Ueber-laſtung der einzelnen Gr aftsſte len Pat der Magiſtrat bis auf

weiteres angeordnet, daß die Beglaubigung der Rentenquittungenfür Jnvaliditäts-, Alters-, Witwen- und Waiſenrenten am e
Monats nur in der Zeit von 8 bis 10 Uhr vormittags, Rathaus,
K 27, erfolgen darf. Außer dieſer Zeit können Beglau-

igungen der betreffenden Quittungen nicht mehr vorgenommen
werden. Die Zulagequittung für Jnvaliden- und Witwenrenten
iſt hierbei zwecks Beglaubigung mit vorzulegen.

Für die J v pende ſind im Stadtkreiſe bei
der e 1 425 M., aus dem Landkreiſe bei der Kreisſparkaſſe 453.08 M. eingezahlt, ſomit 878.08 M. geſammelt worden.
Dieſer Betrag wurde nach Abzug der Unkoſten für die hieſigen Zei-
tungen an die Provinzialſammelſtelle nach Magdeburg rwieſen.

Bülerfeld. Auch eine Landtagswahl. Bei der Land
tagserſatzwahl im Wahlkreiſe Bitterfeld 3 wurde Landrat a. D. Roetger
in Berlin-Grunewald (konſ.) mit allen abgegebenen 264 Stimmen ge-
wählt. Gegenkandidaten waren nicht aufgeſtellt. Muß dieſer Mann
ſtolz auf ſeine Wahl ſein!

Der MagiſtratBitterfeld. „Patriotiſche“ Haus wirte.
ſieht ſich zu folgender Bekannimachung veranlaßt: Wir haben leider

hrnehm machen müſſen, daß Bürger die ihnen zugedachte
Einquartie abgewieſen haben. Die Stadt hat doch wahrlich nicht
unter der Laſt einer erheblichen Einquartierung
nigen Mannſchaften, die einzuquartieren ſind, müßten gern aufgenom
men werden. Es iſt Kriegs und nicht Friedenszuſtand. Eine recht
zeitige Anſage der Einquartierung kann, wie in Friedenszeiten, nicht
erfolgen, da nicht zuvor bekannt wird, wann Mannſchaften eintreffen.
Im übrigen iſt mit dem Bezirkskommando Vereinbar getroffen,daß von dort aus, weil ſich die Mannſchaften dort zu tet n
die Anweiſung der Quartiere r Von jetzt ab werden die
Einquartierung ſo handhaben, daß einige dazu vorgeſehen und
die betr. Bürger r werden, ſich auf Einquartierung einurichten. dann wieder r ſo widb a

und des Kriegsleiſtungsgeſetzes die an uartie a

e e e e en n euartierung m mer s anzubringen. Berückſichtigungen können ader nur in Krantgenel und n

Famili en eintreten, nicht aber durch Abvermietungen.

ſReigen. Die bei manchen Domänen
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